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einem ökologisch ausgerichteten Bauen und Umbauen

bei. Dabei werden zugleich Wachstum und Beschäfti-

gung in Handwerk und Mittelstand gefördert. Durch die

Modernisierung im  Altbestand leistet dieses Programm

darüber hinaus zur Reduzierung der Flächeninan-

spruchnahme und zur Verminderung der klimaschädli-

chen Treibhausgase einen Beitrag. 

Der wegen der Abschaffung der Eigenheimzulage

befürchtete Einbruch der Beschäftigung bei Bauwirt-

schaft und Handwerk ist nicht eingetreten, unter ande-

rem durch die Wirkung des o. g. Wachstums- und

Beschäftigungsprogramms. Die Beschäftigung in der

Bauwirtschaft ist sogar gestiegen. 

Der Rückgang des Flächenverbrauchs ist bisher in der

Statistik nicht in dem Maße erkennbar, wie die Bautä-

tigkeit seit Ende der 1990er Jahre zurückgegangen ist.

Offiziell wurden vom Statistischen Bundesamt 114 ha

pro Tag als Durchschnitt für die Jahre 2002 bis 2005

gemeldet. Aufgrund von statistischen Umschlüsselun-

gen bei der Erholungsfläche liegt der tatsächliche, kor-

rigierte Wert für die Flächeninanspruchnahme insge-

samt bei ca. 95 ha pro Tag, für Gebäude- und Freiflä-

chen bei 50 ha, während sie von 1993 bis 1996 um 82

ha pro Tag zunahm. Das ist immer noch weit vom Ziel

der Nachhaltigkeitsstrategie 30 ha pro Tag im Jahre

2020 entfernt, zurückzuführen u.a. auf den Effekt der

hohen Inanspruchnahme der Eigenheimförderung vor

deren Auslaufen. Neue Auswertungen für die erste

Hälfte des Jahres 2007 belegen jedoch, dass die Anträ-

ge auf Neubauten erheblich (z. T. bis zu 50%) zurück-

gegangen sind. 

Die erste Auflage dieses Positionspapiers aus dem

Jahr 2004 wurde ungewöhnlich stark nachge-

fragt, sie war in kurzer Zeit vergriffen. Der

BUND Arbeitskreis „Zukunftsfähige Raumnutzung“ hat

sich daher entschlossen, der interessierten Öffentlich-

keit und den BUND Gruppierungen eine zweite Aufla-

ge zur Verfügung zu stellen. 

Wir haben bewusst darauf verzichtet, die ursprüng liche

Version zu verändern, um eine konsistente Argumen-

tation aufrecht zu erhalten. Inzwischen sind einige der

2004 erarbeiteten Forderungen politische Realität

geworden. Mit diesem Vorwort wollen wir auf die Ver-

änderungen und die verbleibenden Herausforderungen

verweisen.

Die Positionen waren in ihrer Reichweite innerhalb des

BUND nicht unumstritten: Manche wollten bei der

Pendlerpauschale lediglich eine Halbierung, manche

wollten die Eigenheimzulage nicht ersatzlos streichen.

Verschiedene politische Reformen in den letzten bei-

den Jahren entsprechen in vollem Umfang unseren For-

derungen und zeigen somit, dass Umweltverbände kla-

re umweltpolitische Notwendigkeiten formulieren und

nicht von vorne herein Kompromisse auf dem klein-

sten gemeinsamen Nenner suchen sollten.

Die Bundesregierung hat die überfällige Eigenheimzu-

lage komplett abgeschafft und auch die Pendlerpau-

schale für die ersten 20 km zum Arbeitsplatz gestri-

chen. Hierdurch sind richtige wirtschaftliche Anreize

für die langfristige Reduzierung des Flächenverbrauchs

gesetzt worden. Von diesen Entscheidungen allein ist

jedoch nur eine geringe kurzfristige Wirkung zu erwar-

ten. In der aktuellen politischen Diskussion gibt es bis-

her nur wenige intelligente Konzepte für den vom

BUND angestrebten Flächenkreislauf als Alternative

zum Flächenverbrauch.

Positiv ist die Förderinitiative „Wohnen, Umwelt, Wachs-

tum“. Das von der Bundesregierung aufgelegte 25 Mrd.-

Programm mit günstigen Zinskonditionen trägt zu einer

Verminderung der CO2-Belastungen durch Energieein-

sparungsmaßnahmen bei Gebäuden, Sanierung und

Modernisierung des vorhandenenWohnraums sowie zu

Vorwort: Zukunftsfähige Raumnutzung: Boden
gut machen! Vom Flächenverbrauch
zum Flächenkreislauf – Umsteuern zu
einer zukunftsfähigen Raumnutzung

Dr. Siegfried Bauer
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Dies wird sich in den nächsten Jahren zudem im Rück-

gang des Flächenverbrauchs statistisch niederschlagen.

Es bestätigt sich die Richtigkeit unserer Forderung nach

Abschaffung der Eigenheimzulage. 

Andere Forderungen des BUND sind noch offen: Vor-

rangig sind hier die Reformen der Grundsteuer und  der

Grunderwerbssteuer zu nennen. Eine Besteuerung der

ökologischen Belastungen durch Wohn- und Ver-

kehrsflächen würde die Entwicklung in Richtung öko-

logischer Anpassungen unterstützen. Die geltende

Grunderwerbssteuer führt zur Bevorzugung des

Erwerbs von Freiflächen und Neubauten anstelle des

Erwerbs von Altbauten, gerade im Innenstadtbereich.

Konsequent wäre es, die Grunderwerbssteuer vollstän-

dig zu streichen, auch um eine gewisse Kompensation

für die weggefallene Eigenheimzulage zu erreichen.

Dies würde außerdem die Wohnungsmobilität und die

notwendigen Anpassungen an regionale Arbeitsmärk-

te verbessern. 

Um bei der Grundsteuer eine Lenkungswirkung zu

errei chen, ist zum einen deren drastische Erhöhung

(stärkere Besteuerung des Faktors Fläche anstelle des

Faktors Arbeit) und zum anderen eine Umorientierung

der Besteuerungsgrundlage (ökologische Kriterien) not-

wendig. Die Argumentation in diesem Positionspapier

des BUND wird deshalb unverändert aufrechterhalten. 

Auch durch die notwendige Änderung des kommuna-

len Finanzausgleichs sollten finanzielle Anreize für eine

Politik des Flächensparens bei den Kommunen gesetzt

werden. Hier gibt es gegensätzliche Interessen bei Städ-

ten und ländlichen Gemeinden. Im Sinne einer nach-

haltigen räumlichen Gesamtentwicklung darf dieser

Interessenkonflikt allerdings nicht länger die aus

umwelt- und gesellschaftspolitischer Sicht notwendi-

gen Reformen blockieren. 

Schließlich muss die kommunale Gewerbesteuer, die

maßgeblich für den Bieterwettbewerb der Gemeinden

bei Gewerbeflächen verantwortlich ist, auf den Prüf-

stand. Notwendig ist eine Umgestaltung der Steuer

derart, dass künftig keine Anreize für eine übermäßi-

ge Flächenausweisung mehr bestehen. Wir fordern eine

überörtliche Steuererhebung und die Zuweisung von

Finanzmitteln an die Kommunen über den bereits

genannten ökologischen Finanzausgleich.

Grundlegende Änderungen sind gleichermaßen im Ver-

kehrsbereich notwendig. Hier sollte die Bundesregie-

rung die bisher in der Höhe kaum geänderten Mittel

für den Bundesfernstraßenbau reduzieren und umlen-

ken, z. B. auf den Erhalt des Netzes der Deutschen Bahn.

Auch sollte der Rückbau von Straßen nicht ausge-

schlossen werden. So ist eine Entsiegelung in ländli-

chen Gebieten und in nicht mehr genutzten oder unge-

nutzten Gewerbegebieten durchaus eine Option um

„Boden gut zu machen“. 

Eine Reihe der seit 2004 beschlossenen steuer- und

finanzpolitischen Maßnahmen ist aus Sicht eines

Umweltverbandes durchaus zu begrüßen. Die neue

Bundesregierung strebt deklaratorisch das 30-Hektar-

Ziel und langfristig einen Flächenkreislauf beim Flä-

chenverbrauch an. Vor dem Hintergrund des Klima-

wandels und der sich abzeichnenden Verteuerung von

Energie sind kompakte, durchgrünte Siedlungsstruk-

turen wichtiger denn je. Weitere Schritte, wie sie in

diesem Positionspapier ausgeführt sind, bleiben des-

halb notwendig und sollten möglichst bald eingeleitet

werden. Wir werden die Entwicklung weiterhin aktiv

verfolgen. 

Berlin, September 2007 

Dr. Siegfried Bauer

BUND AK „Zukunftsfähige Raumnutzung“ 
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During the last decade, day by day, about 120 ha (app.

300 acres) of mainly agricultural land in Germany have

been rededicated to housing, industry and traffic use.

The highest ecological and economic impacts of this

trend can be summarized as follows:

•  Disturbances of the ground water and the soil water

regime,

• Increase of fuel emissions,

• Fragmentation of landscapes and habitats,

• Loss of particularly fertile agricultural land,

• Reduction of the water retention capacity of soil and

thus an increased fluctuation of the water level of

rivers (potential increase of flood events and low

water levels),

• Loss of sites of particular ecological and historic

importance,

• Increase of traffic volumes through urban sprawl,

• Increase of infrastructure costs as a consequence of

decreasing settlement density,

• Loss of quality of life and social structures.

The increase of land consumption by urban infra-

structure has different reasons. One can differentiate

between four categories of driving forces:

• the socio-economic development,

• spatial planning policies and settlement concepts,

• the national subsidy and tax system,

• the mechanisms and functioning of the real estate

market.

Summary: 
Position of Friends of the Earth Germany (BUND)
From land consumption to land recycling and 
towards sustainable land use policies

In order to preserve the most important ecological

functions of the soil and water systems and to 

achieve more sustainable development, a number of

adjustments of the regional, settlement, and land use

policies are recommended by the BUND: 

• More effective design and implementation of the

legal system and planning principles at the national

level, 

• Adjustments of economic regulatory instruments and

incentives (taxes, subsidies),

• Effective application of laws and regulations at regio-

nal and local level.

The BUND proposes the following actions: 

• Abolish the tax on acquisition of real estate in order

to allow a higher mobility of the residents within the

given stock of houses and to remove the incentive

for buying cheap land in rural areas for new housing. 

• Abolish the subsidies for privately owned homes, in

order to avoid distortion of housing and capital mar-

kets, as well as to remove financial incentives for high

land consumption associated with these subsidies.

• Transformation of the real estate tax into an envi-

ronmentally oriented tax system, in order to account

for the negative environmental impacts of housing

and land use.

• Remove the subsidy for travelling to work in order

to create incentives for searching for a job near one’s

home.

• Abolish the car tax and increase the gasoline tax, in

order to increase costs of travelling.

• Promote urban renewal and land and energy saving

measures.

• Add ecological criteria to the regional financial trans-

fer system in order to introduce incentives for land

and energy saving developments at the municipal

level and internalize environmental costs. 
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• Simplify the economic tax and subsidy system in such

a way that clear environmental incentives are given

and the total tax burden for the citizens is not increa-

sed. 

Since the publication of the first edition of the BUND

position paper in 2004, a number of positive adjust-

ments have been implemented by the new German

Government. The subsidy for house owners was remo-

ved and the subsidy for commuting to work substan-

tially reduced. New positive incentives for environ-

mentally oriented investments in existing houses are

now being introduced. The expected negative impact

on the labour market has not been observed until now.

On the contrary, the modernization and environmen-

tal program of the government has created new jobs. 

These first promising actions have to be complemen-

ted by additional policy changes in order to move clo-

ser to reaching the goal of the government to lower

daily land consumption to 30 ha. A more systematic

change of tax and financial transfer systems as well as

an environmental orientation of the traffic system are

necessary. The BUND will therefore actively monitor

future developments and continue to demand the

required policy adjustments and actions at the regio-

nal and local level. 
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it großer Sorge betrachtet der BUND, dass

trotz mittlerweile allgemein bewusst 

ge wordener Probleme des Flächenver-

brauchs nach wie vor die tägliche Flächen neu in an -

spruchnahme über 100 ha liegt. Gleich zeitig häufen

sich die Befunde über Wohnungsleerstände und Brach-

flächen der verschiedensten Art. Die Folgen des hohen

Flächenverbrauchs sind nicht nur ökologisch unver-

antwortlich, sondern die da durch entstehende Sied-

lungsstruktur führt zu langfristig untragbaren Infra-

strukturkosten, steigenden Katastrophengefahren, wei-

teren Wegen und Ver kehrs zunahme und damit zu

wirtschaftlichen und sozialen Folgewirkungen, die

jeden Einzelnen zu nehmend treffen werden.

Bereits in der Studie „Zukunftsfähiges Deutschland“

beschreibt der BUND 1996 den Flächenverbrauch als

eines der zentralen Umweltprobleme. Im Un ter  schied

zu anderen Umweltzielen geht es dabei da rum, den Sta-

tus quo einzufrieren und die Neu in an spruchnahme von

Fläche einzuschränken. Kon kret lautet unser Umwelt-

ziel: Schrittweise Reduk tion der jährlich neu in An spruch

genommenen Flächen. Als wichtiges Etappenziel wird

die Re du  zie rung des täglichen Flächenverbrauchs auf

30 ha spätestens bis zum Jahr 2020 angesehen. Länger -

fristig soll keine Neuinanspruchnahme von Flächen

mehr stattfinden, sondern nur noch eine Um schich tung

und Nutzungsänderung bei der vorhandenen Siedlungs-

und Verkehrsfläche mög lich sein. 

In vielen Kommunen ist die Größe der aus ge wie senen

oder gewünschten Ge wer be  gebiete völlig überzogen.

Wie in einer Art Tor schlusspanik werden aktuell Gewer-

begebiete er stellt, ohne dass eine Belegung der Flächen

realistisch ist. Die Folge ist, dass die Kommunen auf

Kosten für die Erstellung und den Unterhalt der Infra-

struktur sitzen bleiben. Die weitere Folge ist, dass die

ökologisch bedeutsamen Bodenfunktionen zerstört und

der Produktionsfaktor Boden für die Landwirtschaft

vermindert wird. Zwar sind Zuwachs und Abnahme der

Bevölkerung regional unterschiedlich verteilt, die vor-

liegenden Prognosen zeigen aber, dass in Deutschland

bis 2050 fast flächendeckend mit einem deutlichen

Bevölkerungsrückgang in praktisch allen Regionen des

Bundesgebietes gerechnet werden muss. 

Die Folgen des Flächenverbrauchs sind vergleichbar mit

den Folgen der globalen Klimaveränderungen. Die Wir-

kungen sind schleichend, sie akkumulieren sich über

einen längeren Zeitraum und sind dann kaum noch

umkehrbar. 

Doch kann man Fläche überhaupt verbrauchen? Der

Terminus „Flächenverbrauch“ hat sich als ein Schlag-

wort für die Umwidmung von Freifläche in Fläche für

Siedlungs- und Verkehrszwecke eingebürgert. „Ver-

brauch“ deshalb, weil die mit dieser Flächenumwid-

mung verbundene Versiegelung von Freiflächen mit

gravierenden, überwiegend irreversiblen Schädigungen

der ökologischen Funktionen der Böden und mit diver-

sen weiteren Umweltbeeinträchtigungen verbunden

ist: Die natürliche Leistungsfähigkeit und Regelungs-

funktion der Böden und damit ein wesentlicher Teil des

Naturhaushalts gehen mit Überbauung und Boden-

verdichtung, mit Abgrabung und Ablagerung, un wie -

derbringlich verloren. 

Hinzu kommen weitere ökologische Schäden und sozio-

ökomonische Folgewirkungen des Verbrauchs von Frei-

flächen wie z.B.:

• Störungen des Boden- und Landschaftswasser -
haushalts,

• Immissionen aus energie- und stoffintensiven 
Nutzungen, 

• Schadstoffanreicherung und stoffliche 
Veränderungen,

• Zerschneidung und Fragmentierung der Landschaft, 
• Verlust an besonders fruchtbaren Böden 

durch Siedlungstätigkeit,

1 Einführung: 
Vom Problem zur Herausforderung

M
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• Reduzierung des Retentionsvermögens von Böden
durch Versiegelung und Überbauung und damit
Zunahme an oberflächigem Abfluss mit potenzieller
Zunahme von Hochwasserereignissen,

• Verlust an seltenen Böden, die Archive der Natur- 
und Kulturgeschichte darstellen,

• Steigerung des Verkehrsaufkommens durch 
Zersiedelung, 

• Steigerung der Infrastrukturkosten als Folge des 
Siedlungswachstums bei abnehmender Siedlungs -
dichte aufgrund eines Bevölkerungsrückgangs,

• Verlust an Lebensqualität und sozialen Strukturen 
bei Zersiedlung. 

Die durch den Flächenverbrauch hervorgerufenen Qua-

litätsverluste können nicht oder nur mit erheblichem

Aufwand wieder rückgängig gemacht werden. Es gilt

daher, die Inanspruchnahme der Flächen und die öko-

logischen Belastungen heutiger und zukünftiger Sied-

lungsflächen zu reduzieren und Instrumente zu ent-

wickeln, um die Einhaltung bodenschonender Rege-

lungen zu sichern. 

Aufbau und die Struktur dieses vorliegenden Positions -

papiers sind in Abb. 1 schematisch skizziert. Zunächst

einmal werden der Flächenverbrauch selbst und des-

sen wichtigste Komponenten näher betrachtet sowie

Trends aufgezeigt (Kap. 2). An schließend werden die

wesentlichen Bestimmungsfaktoren und Ursachen für

diesen Flächenverbrauch herausgearbeitet (Kap. 3).

Schließlich werden die mit dem zunehmenden Flächen -

verbrauch verbundenen Belastungen des Ökosystems

aufgezeigt und die sich daraus ergebenden Notwen-

digkeiten für eine Reduzierung des Flächenverbrauchs

und der ökologischen Belastungen begründet (Kap.4).

Die aus der Problem- und Politikanalyse abgeleiteten

Schlussfolgerungen für die Gestaltung der planerischen

und ökonomischen Instrumente werden im Kap. 5 dar-

gelegt. Kap. 6 kennzeichnet die Kern-Positionen des

BUND zum Thema Flächenverbrauch.

Flächenverbrauch

Ursachen des 
Flächenverbrauchs

Ausgestaltung planerischer und  
ökonomischer Instrumente

BUND-Position zum Flächenverbrauch

• Komponenten
• Künftige Tendenzen

Ökologische Folgen des
Flächenverbrauchs
(Zielbegründung)

Kap. 3 Kap. 2

Kap. 5

Kap. 6

Kap. 4

Abb. 1: Systemzusammenhang zum Flächenverbrauch und Struktur des Positionspapiers
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Die Siedlungs- und Verkehrsfläche betrug im
Jahr 2003 etwa 4,47 Mio. ha bzw. 12,5 % der
Gesamtfläche des Bundesgebietes. Davon sind

etwa 2,7 Mio. ha Sied lungsfläche und 1,7 Mio. ha Ver-
kehrsfläche. Die Siedlungs- und Verkehrsfläche ist zu
etwas weniger als der Hälfte versiegelt; das sind ca.
2,1 Mio. ha oder knapp 6 % der Fläche des Bundes-
gebiets. Dabei verursachen diese direkt beanspruch-
ten Siedlungsflächen (Flächen für Wohnsiedlungen,
Industrie und Gewerbe, Verkehrs flächen oder Flächen
für Freizeitnutzungen) nur einen Teil der
tatsächlichen Bo den  veränderungen. Hinzu kommen
noch indirekte Flächenbeanspruchungen (wie z.B.
Zerschneidungen), was erst den gesamten Um fang
der Umweltbelastungen ausmacht.

Jede Sekunde werden derzeit im Bundesgebiet etwa

12,1 m2, also die Fläche eines durch schnitt lichen Wohn-

raums bebaut, dabei werden knapp 6 m2 versiegelt. In

etwa 20 Minuten entspricht dies der Spielfläche eines

Fußballstadions. Insgesamt wurden 2003 jeden Tag

bundesweit 105 ha also in einem Jahr über 38.200 ha

(meist vergleichsweise ertragsreiche Landwirtschafts-

flächen) in Sied lungs  flächen umgewidmet – was fast

dem Stadt gebiet von Köln entspricht. Gemessen an der

noch ver fügbaren landwirtschaftlichen Nutzfläche mag

dies scheinbar nur ein kleiner Verlust sein, kumulativ

und über längere Zeiträume betrachtet, ist dies jedoch

bedenklich, da meist gerade frucht bare Böden dauer-

haft verloren gehen. Beson ders in

Agglomerationsräumen ver schlech tert sich das Ver-

hältnis der Freiflächen zu den Siedlungsflächen immer

mehr. 

Die Siedlungsexpansion hält an, obwohl das ge schätz -

te wiedernutzbare Potenzial an Brach flächen im Jahr

2003 bundesweit etwa 49.000 ha betrug, darunter ca.

28.500 ha allein für gewerb liche Wiedernutzung. Davon

sind wiederum schät zungs weise 12.000 ha in konkreter

bauleit plane rischer Bearbeitung und stehen somit dem

Bau land markt kurzfristig zur Verfügung. Der gewerb -

liche Flächenverbrauch von ca. 10 .000 ha jähr lich (in

2001) könnte rechnerisch also für mehr als ein Jahr

allein auf Siedlungsbrachen gesichert werden. Hinzu

kommen baureife Bruttogewerbebaulandreserven, die

ebenfalls hochgerechnet nach der aktuellen Umfrage

bundesweit ca. 65.000 ha betragen, so dass man der-

zeit – grob geschätzt – von einem verfügbaren Ge -

samtangebot für Gewerbebauland von ca. 77.000 ha

ausgehen kann.

Die Siedlungsdichte ist stark rückläufig, insbesondere

in den neuen Bundesländern. Heute verfügt jeder Bür-

ger – statistisch gesehen – im westlichen Bundesge-

biet über 542 m2 Siedlungs- und Verkehrs fläche (2003).

Im Jahr 1950 waren dies noch 350 m2. In diesem Zeit -

raum 

• stieg die individuelle Wohn fläche von weniger als 
15 m2/Einwohner auf über 40 m2/Ein woh ner (alte
Bundesländer), also knapp auf das Dreifache;

• zeigt auch der Flächenbedarf je Beschäftigten eine
in den meisten Wirtschafts sektoren steigende Ten-
denz. Umgekehrt ist die Beschäftigtendichte in vielen
Regionen deutlich zurückgegangen. Der Flächenbedarf
je Arbeitsplatz hat sich in den letzten Jahrzehnten auf
Grund von technischen und ökonomischen Bedingun-
gen (ebenerdige Produktionsweise) sowie Betriebsver-
lagerungen und einem verringerten Anteil von Groß-
betrieben deutlich erhöht, obwohl die Bedeutung eini-
ger flächenextensiver Branchen zurückgegangen ist; 

• dehnte sich die Verkehrsfläche je Einwohner von 
173 m2 (1950, altes Bundesgebiet) auf 204m2

(2003, westliche Bundesländer) aus. Die Länge des
gesamten Straßennetzes stieg bundesweit seit 1950
von 6,6 m/Ew. auf über 8 m/Ew. an. 

2 Die Situation: 
Bestandsaufnahme und Tendenzen 
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Abb. 2: Flächenzerschneidung im Landkreis Lüneburg 

N

Landschaftsrahmenplan 
Landkreis Lüneburg

Stand 7/90 

N

Landschaftsrahmenplan 
Landkreis Lüneburg

Stand 7/90 

Landschaftszerscheidung 
durch Straßen 1958
inkl. ausgebauter 
Wirtschaftswege (Vollbahn)

Legende

Straße
Bahnlinie
Unzerschnittene Räume < 4 qkm
Unzerschnittene Räume 4-20 qkm
Unzerschnittene Räume 20 qkm
Kreisgrenze
Lüneburg

Landschaftszerscheidung
durch Straßen 1988
inkl. ausgebauter
Wirtschaftswege (Vollbahn)
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In Folge dieser Veränderungen haben die unzerschnit-

tenen verkehrsarmen Räume in den letzten Jahrzehn-

ten drastisch abgenommen. 2001 gab es in Deutsch-

land nach Definition des Bundesamtes für Naturschutz

noch 480 solcher unzerschnittenen Räume mit mehr

als 100 km2. Allein zwischen 1977 und 1987 nahmen

diese in den alten Bundesländern von 349 auf 296 oder

um 15 % (Anzahl) bzw. 18 % (Fläche) ab. Die Verringe-

rung der unzerschnittenen Räume zeigt ein Beispiel aus

dem Kreis Lüneburg (Abb. 2).

Wie rasch die Siedlungsexpansion des letzten Jahr-

hunderts verlief, verdeutlicht das Beispiel Stuttgart 

(vgl. Abb. 3), und bei Trendfortschreibung droht 

– sofern nicht gegengesteuert wird – eine vollständi-

ge Bebauung. 

Von 1997 bis 2001 ist die Siedlungs- und Verkehrsflä-

che im Bundesgebiet täglich um durchschnittlich 129

ha gewachsen. In den darauf folgenden Jahren ist der

Zuwachs erstmalig im gesamten Bundesgebiet rück-

läufig gewesen und beträgt derzeit rd. 105 ha/Tag

(2003). Dabei hat die Siedlungs- und Verkehrsfläche

um 0,9 % gegenüber dem Vorjahr zugenommen (Sied-

lungsflächen +1,1%, Verkehrsflächen + 0,5 %). Der

rückläufige Zuwachs bestätigt damit einen Trend, der

sich seit 1997 aufgrund stark rückläufiger Bautätig-

keit angedeutet hatte und somit vornehmlich (bau-) -

konjunkturell bedingt sein dürfte. Dies äußert sich in

einem deutlich rückläufigen Zuwachs der Gebäude-

und Freiflächen mit 56 ha/Tag (2003 ) gegenüber 78

ha/Tag 1997–2001. Nur 1/5 des Zuwachses der Gebäu-

de- und Freiflächen entfällt auf Ostdeutschland, aber

4/5 auf Westdeutschland.

Abb. 3:
Flächeninanspruch  -
nahme der Stadt
Stuttgart ab 1900.

besiedelt
unbesiedelt

1900: 6%

1950: 28%

2000: 50%

2080: 100%
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Die Flächeninan spruchnahme hat sich in den alten

Bundesländern von 89 ha (1997–2001) auf 72 ha/ Tag

(2002–2003) vermindert. Dies ist weit unter den

Zuwachsraten von mehr als 110 ha/Tag Anfang der 80er

Jahre, liegt aber immer noch über den vergleichswei-

se geringen Zuwachsraten Ende der 80er Jahre von

etwa 70 ha/Tag. Mittlerweile sinkt auch die Neuinan-

spruchnahme in Ostdeutschland mit 33 ha (2003)

gegenüber 40 ha (1997–2001). Vermut lich wird sie aber

wegen statistischer Korrekturen immer noch über-

schätzt, insbesondere bei den Betriebs- und den Erho-

lungsflächen. Derzeit ist der Zuwachs je Einwohner in

den neuen Bundesländern fast doppelt so hoch wie im

alten Bundesgebiet. 

Der Zuwachs der Siedlungs- und Verkehrsfläche beruht

vor allem 

• auf einer Ausweitung der Gebäude- und Freiflächen
um 56 ha/Tag (davon etwa 36 ha Wohnbau flächen
und 20 ha Wirtschaftsflächen);

• einem Wachstum der Verkehrsflächen um 
22 ha/Tag sowie 

• einer Zunahme der Erholungsflächen um 
20 ha/Tag.

Insgesamt hält die Siedlungsexpansion an, wird aber

durchgrünter. Denn mehr als 1/5 der Zunahme der

Siedlungs- und Verkehrsflächen sind auf die Auswei-

tung von Grün- und Freizeitflächen zurückzuführen,

und wenn die Hausgärten hinzugerechnet werden, wird

dieser Anteil noch deutlich höher. 

Landwirtschaft

Zunahme

Abnahme
Wasser Wald

Siedlung
und Verkehr

135 140

7 10
26 28

120 129

24

96

23

106

1993–1997

1997–2001
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R 
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nn
 2
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2

Abb. 4: Tägliche Veränderung der Bodennutzung 1993-2001
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Anmerkungen: Stichtag jeweils 
31.12 des Vorjahres, Schleswig-Holstein
ab 2002 geschätzt.

Abb. 5: Zunahme der Siedlungs- und Verkehrsfläche 1997 bis 2003 im Vergleich 

Je Einwohner betrachtet war die zusätzliche Flächen -

inanspruchnahme 1997–2001 in den ländlichen Re gi -

onen etwa 3-fach so hoch wie in den Agglomera -

tionsräumen. Das Wachstum der Siedlungsflächen

dominiert aber mengenmäßig nach wie vor rund um

die Verdichtungsräume. Es konzentriert sich auf die

kleinen Gemeinden im Verdichtungsrand, insbesonde-

re entlang der Verkehrs- und Siedlungsachsen, dort wo

Bauland relativ preisgünstig ist. In Folge dieser Sied-

lungsentwicklung prägen zunehmend Stadt-Land-

schaften die Siedlungsstruktur; Freiraum wird verklei-

nert und zerschnitten. Das Wachstum der Siedlungs-

flächen vollzieht sich fast ausschließlich auf Kosten der

an bestehenden Siedlungsraum angrenzenden Land-

wirtschaftsflächen. Dies sind (siedlungshistorisch

bedingt) meist Böden mit vergleichsweise hohem land-

wirtschaftlichen Ertragspotenzial.

Es ist daher zu fragen: Wie wird die zukünftige Sied-

lungs- und Flächenentwicklung aussehen? Hierzu wur-

den Berechnungen für alternative Siedlungs- und Ver-

kehrsflächenentwicklungen vom Bundesamt für Bau-

wesen und Raumordnung durchgeführt. 

Im Ergebnis zeigt eine Status-quo-Trendrechnung bun-

desweit einen Anstieg des Anteils der Siedlungs- und

Verkehrsfläche bis 2010 an der Gesamtfläche von

11,8 % (1997) auf 13,4 %. Dies entspricht einer Zunah-

me von ca. 564.000 ha auf 4.769.000 ha. Bis 2020

wären es bei 41.000 ha/Jahr oder 113 ha/Tag sogar

nahezu 1 Mio. ha neue Siedlungsflächen. Der Bestand

an Siedlungsflächen steigt dann bis 2020 auf 5 Mio.

ha oder knapp 15 % des Bundesgebietes. Bei den Nut-

zungsarten innerhalb der Siedlungsflächen dominie-

ren die Wohnbauflächen vor den Flächen für Arbeits-
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stätten. Während Verkehrsflächen vergleichsweise nur

geringfügig zunehmen, ist als aktuelle Erscheinung der

„Freizeitgesellschaft“ eine starke Zunahme der Flächen

für Sport und Naherholung zu beobachten; dazu gehö-

ren Flächen für Golfplätze ebenso wie solche für Erho-

lungs-, Freizeit-, Sport- und Vergnügungsparks.

Diese Trendentwicklung muss nicht als Schicksal akzep-

tiert werden. Deshalb wurde das Szenario „Status-quo-

Trend” um weitere Alternativen ergänzt. Die Bandbrei-

te der bei möglichen künftigen Entwicklungen ermit-

telten Zunahmen der Siedlungs fläche bis 2010 erstreckt

sich von 8 bis 16 % oder von 330.000 bis 706.000 ha. 

• Im Wachstumsszenario würde der Flächenverbrauch
auf 175 ha pro Tag steigen. 

• Bei dem Effizienzszenario dagegen ist mit einer
schritt  weisen Reduzierung der jährlichen Zunahmen
bis 2010 auf 61 ha pro Tag ein Einsparpotenzial von
150.000 ha verbunden. Voraussetzung für eine solche
Verringerung des jährlichen Flächenverbrauchs wäre
aber eine mittelfristig stark rückläufige Neubautätig-
keit und ein strikter Vorrang der Innen- vor der Außen-
entwicklung, d.h. Mobilisierung und Wiedernutzung
brachliegenden Baulandes. 

• Das Enqueteszenario entspricht in etwa der Nachhal-
tigkeitsstrategie für Deutschland mit dem Ziel einer
Zunahme von 30 ha pro Tag im Jahr 2020. Danach
würde der Flächenverbrauch im Jahr 2010 noch ca. 
69 ha pro Tag oder 25.000 ha pro Jahr gegenüber
48.000 ha derzeit betragen. Von 4,21 Mio. ha in 1997
stiege die Sied lungs fläche dann auf ca. 4,81 Mio. ha
bis zum Jahr 2020. 

Abb. 6: Entwicklung des Flächenverbrauchs für  Siedlung und Verkehr von 1950 bis 2010 mit Trendrechnungen ab 1997
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Insgesamt ist festzustellen, dass es – selbst bei einem

radikalen mittelfristigen Rückgang der Flächenzunah-

me – zu einer weiteren Neuinanspruchnahme von Flä-

chen für Siedlungs- und Verkehrszwecke kommt. Die

jährliche Neu in an spruch nahme übersteigt auch noch

im Szenario „30 ha 2020” die Siedlungs fläche der Stadt

Köln (23.600 ha im Jahr 1997). Gerade in den Agglo-

merationen und suburbanen Räumen werden die Kon-

flikte um die knappe Ressource Fläche weiter zuneh-

men. Die Alternative kann hier nicht Verdichtung um

jeden Preis sein, sondern nur eine behutsame Nach-

verdichtung. Die umfangreichen Brachflächen müssen

nicht in jedem Fall baulich nachgenutzt werden, son-

dern können auch über Zwischennutzungen und als

Grünflächen zur Verbesserung der Siedlungsqualität

beitragen. Auch dies macht deutlich, dass es nicht nur

um eine Mengenbegrenzung, sondern parallel auch um

eine qualitative Verbesserung der Siedlungsstruktur

und eine Verminderung der Um welt belastungen durch

Siedlung gehen muss. 

Obwohl seit Jahren ein umfangreiches ordnungsrecht-

liches Regelwerk auf einen sparsamen und schonen-

den Umgang mit Grund und Boden abzielt, hält der

tatsächliche Flächenverbrauch weiter an, da die eigent-

lichen Triebkräfte des Flächenverbrauchs unverändert

wirksam sind.

Ökologischer Fußabdruck:
Ressourcenverbrauch in Flächeneinheiten

Auch wenn jüngste Trends vermuten lassen, dass

nach 2001 der Höhepunkt des Flächenverbrauchs

überschritten ist und der Verbrauch von land-

wirtschaftlichen Flächen in Höhe von 0,2 % pro

Jahr als vergleichsweise gering erscheinen mag,

muss Flächenverbrauch noch um eine andere,

bislang kaum in die sem Zusam men hang be trach -

tete und dra ma tische Dimen sion erweitert wer-

den. Nach der Methode des „ökologischen Fuß -

ab drucks“ (WACKERNAGEL u. REES 1997) kann

auf eine an schau liche Weise das Ausmaß der

menschlichen Res sourceninanspruchnahme

(Nah rung, Woh nen, Transport, Kon sumgüter,

Dienstleistungen) summiert werden. Bei einem

errechneten Verbrauch von 5,21 ha/Bun des -

bürger ergibt sich beispielsweise für die Bewoh-

ner von Aachen eine Fläche dieses Fußabdrucks,

die das 81-fache der eigentlichen Stadt fläche

umfasst. Geht man vom Maßstab der vorhande-

nen globalen Kapazitäten aus (1,45ha/ Erdbe-

wohner kultivierbares Land), so wäre eine Re du -

zierung der gesamten Flächeninanspruchnahme

im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung auf ca.

ein Viertel des jetzigen Werts erforderlich.
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Die Zunahme der Siedlungs- und Verkehrsflä-
che, die auch in Regionen mit einem gerin-
gen Bevölkerungs- und Wirtschaftswachstum

seit zwei bis drei Jahrzehnten an hält, hat verschie-
dene Gründe. Man kann im Wesentlichen vier Ursa-
chenkomplexe für den „Flächenverbrauch“ unter-
scheiden (vgl. Abb.7):

• die sozioökonomische Entwicklung,

• die derzeitige Raumplanung und ihre 
Siedlungsstrukturkonzepte,

• das heutige staatliche Subventions- und 
Steuersystem,

• die Wirkungsweise und Mechanismen des 
Bodenmarktes.

Verschiedentlich wird als eine weitere Ursache des hohen

Flächenverbrauchs die zu nehmende Mobilität identifi-

ziert. Mobilität kann als direkte und indirekte Ursache

für Flächenverbrauch angesehen werden, da einerseits

durch zunehmende Mobilität Ver kehrs flächen gebraucht

werden, anderseits aber vor allem dadurch, weil sie

disperse, gering verdichtete und flächenfressende Bau-

und Siedlungsstrukturen erst möglich macht. Da die

Mobilität vornehmlich mittelbar zum Flächenverbrauch

bei trägt, stellt sie eine Folge der genannten originären

Ursachen dar und wird daher hier nicht gesondert

behandelt.

3 Bestimmungsgründe: 
Auf der Suche nach den Ursachen 

Sozio-ökonomischer
Wandel

Siedlungs-
Strukturkonzepte/
Planungsleitbilder

Öffentliche 
Förderung

Bodenökonomie
Bodenpreisgefälle in 

der Stadtregion

Flächenausdehnung, Funktionsentmischung
Zunehmende Distanzen, hoher Anteil an Verkehrsfläche

Disperse, autoorientierte, flächenaufwändige Siedlungsstruktur

Wohnen im Eigenheim
im Grünen

autogerechte Stadt

Disperse, 
flächenaufwändige
Siedlungsstruktur

Eigenheimbau
Straßenbauprogramme

Steuerliche Vergünstigungen
(„Kilometerpauschale“)

Flächenaufwändige
Siedlungs- und 
Verkehrsform

Zunahme der spezifischen
Flächenansprüche (m2 pro

Person) für Wohnen,
Produktion, Handel, 

Bildung, Freizeit

Fehlen ökologischer
Inwertsetzung der endl.
Ressource Bodenfläche

im Bodenpreis.
Neuer Flächenverbrauch 

statt Revitalisierung
innerstädtischer 
Siedlungsbrachen

Abb. 7: Ursachen der Flächeninanspruchnahme für Siedlungs- und Verkehrszwecke
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3.1 Die Sozioökonomische Entwicklung
Wesentliche Ursachen für die Zunahme der Flächen-

ansprüche sind zunächst die technisch-ökonomischen

und gesellschaftlichen Veränderungen sowie die damit

ver bundene Wohlstandssteigerung seit den 50er Jah-

ren. Dazu zählen: 

• zunehmendes individuelles Einkommen,

• verändertes, flächenzehrendes Konsumverhalten
(geringere Arbeitszeit und zu nehmende Freizeitaktivi-
täten, Zunahme der Nah- und Fernreisen, Zunahme
von Erholungs- und Sportaktivitäten),

• wachsende individuelle Wohnansprüche (Wohnungs-
größe, Wohnen im Grünen) und steigende Wohnfläche
pro Kopf,

• Zunahme der Zahl der Haushalte  bei gleichzeitigem
Rück gang der Haushaltsgröße (Single-Haushalte)
und steigender Wohnfläche je Einwohner,

• Verbleib alleinstehender alter Menschen in großen
Familienwohnungen,

• Zunahme der Zahl der Zweitwohnungen und 
Wochenendhäuser,

• Veränderungen der Arbeitswelt durch Einsatz 
flächenintensiver Produktions technik und 
Betriebsorganisation,

• Neue und geänderte Formen der Warendistribution
(just-in-time, on demand, etc.), 

• Ausbau von Bildungs- und Kultureinrichtungen 
(Flächeninanspruchnahme für spezi alisierte 
Einzelfunktionen),

• zunehmende Arbeitsteilung und Funktionstrennung
zwischen häuslichen und beruf lichen Aktivitäten
sowie im sozialen und kulturellen Bereich.

Folge davon ist die Zunahme der spezifischen Flä-

chenansprüche (m2 pro Person) bei den entsprechen-

den Nutzungsarten (Wohnen, Produktion, Versorgung,

Handel, Verkehr, Bildung, Freizeit). 

Geänderte Wohnansprüche lassen sich an einem Beispiel

besonders gut verdeutlichen: Das Eigenheim im Grünen

ist die von vielen gewünschte Wohnform, sie ist zugleich

aber auch die flächenaufwändigste. Denn das freiste-

hende Einfamilienhaus mit Garten, wie es zahlreich im

Umland der Städte errichtet wurde, benötigt mindestens

die dreifache Baulandfläche (Straßen einbezogen)

gegenüber einer städtischen Alter native (Eigentums-

wohnungen oder „Stadthäuser”) mit zugeordnetem klei-

nen Garten oder Terrasse. Dieses Wohnen im Grünen ist

wohl auch deshalb so an ziehend, weil es eine lange Tra-

dition hat. Die Villa vor den Toren der Stadt war mehre-

re Jahrhunderte die Wohnform weniger Privilegierter.

Das derzeitige Ein familienhaus im Grünen – bescheide-

ner Abglanz der Villa im Park – zerstört als Massener-

scheinung aber das, was man damit gewinnen will: die

Nähe zur freien Natur. Je mehr das Stadtumland mit Ein-

familienhäusern bebaut wird, desto weiter müssen die

Bewohner der Innenstädte fahren, um in die freie Land-

schaft zu ge langen und diese erleben zu können. 

Die Kommunen planen überwiegend noch so, als ob es

keinen demografischen Wandel mit gravierenden Ände-

rungen der Haushaltsstrukturen und Lebensstile gäbe.

Zunehmende berufliche und räumliche Umzugsmobili-

tät lassen das an gestammte Einfamilienhaus aber als

eine Wohnform erscheinen, die künftig eher eine abneh-

mende Bedeutung haben dürfte. Die Folgen des Bevöl-

kerungsrückgangs sind für viele Regionen und Kommu-

nen bei Weitem noch nicht in ihren weitreichenden Kon-
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sequenzen analysiert und in regionalen und kommunalen

Ent wick lungs konzepten berücksichtigt. Am ehesten

nimmt man derzeit frei werdende große Wohnanlagen

wahr und entwirft für sie Umbaukonzepte. Die Mög-

lichkeiten der Um nutzung anderer Flächen wie Sport-

flächen, Kleingärten etc. werden derzeit ver ständ licher -

weise noch wenig diskutiert; die Konversion von Mili-

tär-, Bahn-, Post flächen ist bislang nur vereinzelt

realisiert. Dennoch ist es dringlich, den Bevölkerungs -

rückgang und seine Folgen ins Auge zu fassen, wenn

man das Ent stehen von weiteren Brachen verhindern

will. 

3.2 Die Raumplanung und ihre
Siedlungsstrukturkonzepte 

Die Raumplanung hat die Aufgabe und grundsätzlich

eine Reihe von Möglichkeiten, den durch die genann-

ten sozio-ökonomischen Triebkräfte ausgelösten

Flächen   verbrauch zu steuern und in Einklang mit den

übrigen Flächenansprüchen zu bringen. Eine ent -

sprechend restriktive Politik zur Bauflächen ausweisung

wurde in den 70er Jahren zeitweise auch von einzel-

nen Regionalplanungsträgern und Kommunen verfolgt.

Allerdings haben diese Ansätze lediglich zu einer Ver-

lagerung der Bau flächen inan spruchnahme in andere

Kommunen geführt, mit der Folge, dass den restriktiv

handelnden Kommunen zusätzliche Einkommens- und

Gewerbesteuer ein nahmen verwehrt blieben. Das beste-

hende Finanzsystem bei unserem föderalis tischen

Staatsaufbau begünstigt also eine expansive Flächen -

aus weisungs politik der Kommunen. Schon seit Jahren

herrscht zwischen Kommunen ein zunehmender Wett-

bewerb um die Neuansiedlung von Gewerbe- und

Wohn häusern („Bürgermeister wettbewerb“), was einer

flä chen sparenden Bauweise und der Redu zierung des

Flächenverbrauchs entgegenwirkt. 

Vor diesem Hintergrund wird erklärbar, dass die Kom-

munen aus finanziellem und wirtschaftlichem Eigen-

interesse quasi „gezwungen“ sind, eine großzügige

Flächen aus weisungspolitik vorzunehmen und nur sehr

begrenzt die umfangreichen Möglich keiten der Bau-

leitplanung für eine umweltschonende und flächen-

sparende Bauweise nutzen. Vielmehr werden nach wie

vor Leitbilder wie das der „gegliederten und aufge -

lockerten Stadt“ mit einem autoorientierten Verkehrs-

und Städtebau verfolgt. 

Eine disperse, autoorientierte Siedlungsstruktur bean-

sprucht aber ein Vielfaches an Siedlungs- und Ver-

kehrsfläche gegenüber einer räumlich konzentrierten

Stadtregion. So entfallen auf jeden Einwohner im

innerstädtischen Bereich einer Großstadt etwa 80–100

m2 Siedlungs- und Verkehrsfläche, bei kleineren Ge -

mein den in ländlichen Regionen sind dies 600–700 m2,

z.T. weit über 1.000 m2. Bei letzteren spielen ins -

besondere die Verkehrsflächen eine wichtige Rolle. Dies

ist zum einen durch ge wachsene Distanzen im Zuge

der Flächenausdehnung und Funktionsentmischung

bedingt. Zum anderen wird dies durch die Dominanz

des Autoverkehrs bei disperser Siedlungsstruktur her-

vorgerufen. Autoverkehr benötigt pro beförderter Per-

son rund zehnmal so viel Verkehrsfläche wie Fahrten

mit Bahn, Bus, Fahrrad und zu Fuß, zu sätzlich werden

Parkflächen benötigt. 

Auch den gestiegenen Flächenansprüchen von Indu-

strie und Gewerbe, die die Zer siedlung im Außenbe-

reich verstärken, kommen die Kommunen, oft aus

arbeits marktpolitischen Gründen großzügig nach.

Besonders augenfällig ist dies bei vielen Gewerbege-

bieten in den neuen Bundesländern. Insbesondere die

Tatsache, dass die ausgewiesenen Gebiete häufig nicht

ausgenutzt sind, spiegelt die Situation der kommuna-

len Konkurrenz- und Angebotsplanung vor dem Hin-

tergrund der finanz politischen Verflechtungen deut-

lich wieder. 
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Schließlich führen auch die mit dem deutschen Bau-

und Umweltrecht einher gehenden Siedlungsstruktur-

vorstellungen (wie z.B. Abstandsregelungen und

Schutz bereiche) zu erhöhtem Flächenverbrauch. Nach

der geltenden Planungsnorm sind Flächen mit unter-

schiedlicher Nutzung ein ander so zuzuordnen, dass

mögliche Unfall gefahren und schädliche Umweltein-

wirkungen auf schutzbedürftige Gebiete soweit wie

möglich vermieden werden. Dieser zwar grundsätzlich

zu befür wortende Planungsgrundsatz führt jedoch zur

Aus lagerung von Betrieben auf die „grüne Wiese“ und

häufig zu kaum nutzbaren Abstandsflächen, was mit

zusätzlichem Flächen verbrauch verbunden ist.

Die gekennzeichneten Verhaltensweisen der Kommu-

nen sind oft als engstirnige „Kirchturmspolitik” ange-

prangert worden. Bei näherer Betrachtung entpuppt

sich diese Verhaltensweise jedoch durchaus als ratio-

nal im Rahmen der gegebenen Planungs- und Finanz-

kompetenzen der Kommunen. Die durch Bundes- und

Landes recht gesetzten Handlungsspiel räume laufen

nämlich darauf hinaus, dass Um  welt- und Flächenver-

brauch finanz- und steuerpolitisch belohnt und eine

natur- und um  welt schutzbezogene Flächenpolitik der

Kommunen zu finanziellen Einbußen und zu lokalen

Arbeitsmarktproblemen führt. 

Entsprechend müssen grundlegende Weichenstellungen

an der Finanzverfassung auf Bundes- und Länderebene

(u.a. bei der Ge mein definanzreform) ansetzen. Sonst ist

zu erwarten, dass – auch wegen der demografischen

Entwicklung, die vielerorts zu starken Bevöl ke rungs- und

Erwerbstätigenverlusten führen wird – die notwendigen

Um- und Rückbaukonzepte nicht schnell genug umge-

setzt werden. Dann wird nicht nur auf Bundesebene,

sondern auch regional und kommunal, die wenig ziel-

gerechte Parallelität von ungebremstem neuen Flä-

chenverbrauch auf der grünen Wiese und dem Entste-

hen von Brachen in den Städten weitergehen.

3.3 Das staatliche Subventions- und 
Steuersystem

Einseitige staatliche finanzielle Förderungen und Steu-

ervergünstigungen tragen erheblich zum Flächen -

verbrauch bei. Jahrzehntelang wurde die flächenauf-

wändigste Wohnform – der Eigenheimbau – im beson-

derem Maße gefördert. Insbesondere haben die

Eigen heimzulage und die Pendlerpauschale zur Zer-

siedlung beigetragen. 

Die einseitige und dazu noch massive Förderung einer

bestimmten Vermögens anlage ist auch aus vertei -

lungspolitischer Sicht problematisch und be deu tet eine

einseitige, nicht zu rechtfertigende Verzerrung der

Vermögens disposition des Einzelnen. In Verbindung mit

dem fortschreitenden Ausbau des Straßen- und Auto-

bahnnetzes unter Vernach lässigung des Schienenver-

kehrs und durch die steuerlichen Vergünstigungen für

Pendler (Entfernungspauschale) wurde der Trend zu

flächen auf wändigen Siedlungs- und Verkehrsformen

über mehrere Jahrzehnte entscheidend unterstützt. Der

Abbau dieser Subventionen könnte hier eine entschei-

dende Trendwende einleiten. 

Auf der anderen Seite werden umzugsbereite Bürger,

die ein Eigenheim veräußern und an einem anderen

(arbeitsplatznahem) Standort ein ähnliches Zuhause

erwerben, steuerlich belastet (Grund erwerbsteuer),

ohne dass sich an der individuellen Vermögens situa -

tion etwas ändert oder gar neuer Flächenverbrauch

entsteht. Vielmehr wer den dadurch die Umzugsmobi-

lität gehemmt, das tägliche Pendeln gefördert und eine

Anpassung des Einzelnen an die regionalen Arbeits-

marktverhältnisse behindert. Häufig verbleiben allein-

stehende Senioren in Wohnungen oder Häusern, die

für ganze Familien ausreichen. Aus Einfamilienhäusern

werden Ein per sonenhäuser. Ein Fest halten am einmal

er worbenen Eigentum, das in Deutschland ohnehin tra-

ditionell stark verwurzelt ist, wird den Herausforde-
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rungen einer modernen Gesellschaft weder in arbeits-

markt- noch in umwelt- und sozialpolitischer Hinsicht

gerecht. 

Ebenso wie die Grundsteuer (Grundsteuer B) orientiert

sich die Grunderwerbsteuer nicht allein am bebauten

Grund und Boden, sondern bezieht jeweils den Wert

der Gebäude mit ein. Auch durch diese steuerlichen

Rege lungen wird der Flächenverbrauch gefördert;

zumindest werden keine steuerlichen Anreize in Rich-

tung flächensparender Mehrgeschossbauten und um -

welt schonender Bauweisen gesetzt. 

Dringend erforderlich ist eine Reform des Steuer- und

Subventionssystems nach ökologischen, raumplaneri-

schen/städtebaulichen und sozialen Kriterien. Dazu

gehört auch eine Förderung der Weiterentwicklung der

Baukultur. Es gibt gute Beispiele für städtisches Woh-

nen in verdichteter Form mit gleichwohl hoher Lebens-

und Umfeld qualität als Alternative zum Eigenheim im

Stadtumland, so auch für eine flächen sparsame und

stadtangepasste Mobilität und sozialverträgliche För-

derung des Um zugs entsprechend den individuellen

Wohnbedürfnissen und den regionalen Arbeits markt -

erfordernissen. 

Offensichtlich fehlt es derzeit den politisch Verant-

wortlichen aber an Mut, den als zukunfts weisend ange-

sehenen Zielvereinbarungen auch konkrete Taten fol-

gen zu lassen. 

3.4. Der Bodenmarkt
Der Bodenpreis stellt trotz der planerischen Gestal-

tungsmöglichkeiten und der fiska lischen Lenkung eine

entscheidende Steuerungsgröße für Flächendisposi-

tionen und für die Ansiedlung von Unternehmen und

Privathaushalten dar. Die unterschied lichen Boden-

preise sind dabei Indikatoren für die relative Knapp-

heit des Bodens. Dem Boden preis kommt so eine wich-

tige und prinzipiell sinnvolle Steuerungsfunktion zu

(Anreiz für flächensparende Bauweisen im Innenbe-

reich der Städte, Ausweichen auf verfügbare Flächen

im Umland). Allerdings kommen die verschiedenen

gesell schaft lichen und umweltrelevanten Funktionen

des Bodens und der Landschaft in den Marktpreisen

des Bodens nicht zum Ausdruck. Zu diesem Marktver-

sagen kommt ein Politikversagen, da die planerischen

und finanzpolitischen Instrumente über wiegend in die

falsche Richtung wirken. So kann z.B. für Landwirte die

Veräußerung ihrer Flächen als Bauland nach wie vor

wesentlich gewinnbringender sein als diese weiter zu

bewirtschaften oder naturnahen Nutzungen zuzufüh-

ren. Die politischen Akteure haben eigentlich die Auf-

gabe, die Unterschiede zwischen gesell schaftlicher und

privatwirtschaftlicher Wertschätzung der regionalen

Boden nutzungen zu vermindern. Faktisch verstärken

sie aus Eigeninteresse (Finanz einnahmen) und unter

dem ein seitigen Druck von Interessensgruppen vielfach

noch die bestehenden Divergenzen. Die Folge sind per-

manente Fehlallokationen und privatwirtschaftliche

Aktionen um den staatlichen Restriktionen zu entge-

hen und um diese zu umgehen. So werden z.B. wert-

volle Naturbestandteile vernichtet, um einer Auswei-

sung als Schutzgebiet zuvor zukommen oder es werden

kommunale Entscheidungsträger beeinflusst, um eige-

ne Flächen als Bauland ausgewiesen zu bekommen. 

Die geringe preisliche Attraktivität der Freiflächen-

nutzung (Land- und Forstwirtschaft oder Naturschutz)

ist somit wesentliche Ursache dafür, dass sich die
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Siedlungs entwicklung noch immer hauptsächlich auf

Flächen außerhalb bestehender Sied lungs  gebiete voll-

zieht. Neben dem immensen Boden preisgefälle bei

zunehmen der Entfernung vom Siedlungskern tragen

die staatlichen Fördermaßnahmen (insbe sondere Eigen-

heimzulage, Entfernungspauschale, Grund- und Grund-

erwerbsteuer) dazu bei, dass vielfach eher im „Grünen“

gebaut wird als auf innerstädtischen Brach flächen. 

Der Bodenpreis bildet sich vorwiegend nach den wirt-

schaftlichen Verwertungs möglichkeiten und den loka-

len Knappheiten. Der ökologische Wert des Bodens und

die Flächenfunktionen kommen darin nicht zum Aus-

druck. Hier bedarf das rein markt wirt schaftliche System

einer Ergänzung, um die gesellschaftlichen und ökolo -

gischen Knapp heiten korrekt abzubilden. Dazu gehört

eine grundlegende Reform des historisch gewachse-

nen Steuersystems, das vorrangig an der steuerlichen

Ergiebig keit orientiert ist und dabei gesellschaftlich

und umweltpolitisch in die falsche Richtung wirkt.

Ebenso gehören die verschiedenen liebgewordenen

Sub ventionen auf den Prüfstand, insbesondere im Hin-

blick auf ihre soziale und umweltpolitische Rechtfer-

tigung. Ziel von notwendigen Reformen muss es sein,

die Bodenpreise so zu korrigieren, dass darin die

gesellschaft li chen Knappheiten (also auch die ökolo-

gische „Wahr  heit”) zum Ausdruck kommt und privat -

wirt schaft liches Handeln stärker in Ein klang mit den

gesellschaftlichen Notwendigkeiten gebracht wird. Der

Abbau von Sub ventionen kann künftig weitreichende

und regional sehr unterschiedliche Folgen auf den

Bodenmarkt haben und zu einer umwelt verträg licheren

Flächennutzung bei tragen.

Weiterhin ist es notwendig, bereits bei der Regional-

und Flächennutzungsplanung die Bodenfunktionen zu

berücksichtigen. Ziel sollte sein, dass der Raumplanung

eine Grundlagenerhebung der Bodenfunktionen ent-

sprechend § 2 Abs. 2 Nr.1 BBodSchG vorausgeht. Auf

dieser Basis sind Bodenvorrang- und Bodenerhal-

tungsgebiete auszuweisen. Die Siedlungsentwicklung

sollte auf Flächen gelenkt werden, die nicht als beson-

ders wertvoll, selten oder besonders fruchtbare Böden

aus ge wiesen wurden. Bei der Ausweisung von Boden-

vorrang- und Bodenerhaltungs ge bieten ist die spezielle

Schutzfunktion von Böden im Naturhaushalt zu

berück sichtigen. Aus diesen Gründen sollten vorrangig

bereits vorgenutzte Böden im Sinne eines effektiven

Brachflächenrecycling für Siedlungszwecke genutzt

werden.
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4 Boden gut machen: Begründung 
für eine Flächenkreislauf wirtschaft

Häufig wird die Kritik am zu hohen Flächenver-

brauch mit folgenden Argumenten zu wider-

legen versucht: 

• Die Umnutzung landwirtschaftlicher Flächen insbeson-
dere für Siedlungszwecke ist hierzulande unproblema-
tisch angesichts der landwirtschaftlichen Überproduk-
tion in Mitteleuropa;

• Hochwasserprobleme sind mit Regenwasserrückhal-
tung und Flusspoldern in den Griff zu bekommen;

• auch die geringe Grundwasserneubildung ist allenfalls
ein regionales Problem; 

• für den Arten- und Biotopschutz ist der Siedlungsraum
mit seinen gestalteten Frei flächen höher zu bewerten
als intensiv genutzte Ackerfläche.

Diese Argumente überzeugen jedoch nicht, weil sie in

keiner Weise die langfristigen und kumulativen Wir-

kungen des Flächenverbrauchs berücksichtigen, die

unter Nachhaltigkeits gesichtspunkten und im Hinblick

auf eine zukunftsfähige Raum nutzung bedeutsam sind:

• Die agrarische Überproduktion ist trotz des be schrie -
benen Rückgangs der landwirt schaftlichen Nutzflä-
chen durch die anhaltende Produktivitätssteigerung
(etwa 1,5–2 % pro Jahr) bedingt. Die Produktionsver-
minderung durch den Rück gang der landwirtschaftli-
chen Fläche von etwa 0,2 % wird dadurch bundesweit
überkompensiert, so dass trotz geringerer Fläche Pro-
duktionsüberschüsse ent stehen. Dennoch stellt der
Verlust landwirtschaftlicher Flächen und Betriebe ge -
rade im Umland von Ballungsgebieten ein erhebliches
Problem dar, da neben der Nahrungsmittelproduktion
weitere wichtige gesellschaftliche Funktionen der
Land wirtschaft verloren gehen (Neander 2002, ARL).
Der lang fristig andauernde Ver lust landwirtschaftli-
cher Flächen bedeutet einen Verlust an natürlichen

Ressourcen für eine umweltverträgliche Flächennutzung
und vermindert somit die Mög lich keiten zur notwendi-
gen Extensivierung der landwirtschaftlichen Produktion
(als regional- und umweltpolitische Zielsetzung) und des
Über gangs zum ökologischen Landbau. 

• Die Flächenversiegelung stört den Landschaftswasser-
haushalt und das Öko system dauerhaft und in vielfälti-
ger Weise. Der Beitrag zunehmender Ver siegelung zur
verstärkten Bildung von Hochwasser stellt nur einen
Aspekt der Problematik dar. Mindestens ebenso be deut -
sam ist der verringerte Wasserstand in Trockenperioden
mit seinen negativen Wirkungen auf das ge sam te
Fluss ökosystem. Die zunehmende Versiegelung von
Freiflächen ist daher maßgeblich an der zunehmenden
Instabilität unserer Fluss- und
Landschaftswassersysteme be teiligt. 

• Die Verminderung der Grundwasserneubildung erfolgt
oft genau in denjenigen Regionen, in denen bei Sied-
lungsausweitung verstärkt Trinkwasser benötigt wird.
Neben den Störungen und verstärkten Schwankungen
bei den Oberflächen gewässern kann eine verminderte
Grundwasserneubildung zu massiven Störungen des
Öko systems führen. Auch im Hinblick auf die zu
erwartenden Ver änderungen der Klimaverhältnisse
und weltweiten Instabilitäten erhält die Sicherung des
Rückhaltevermögens von Wasser in unseren Böden
langfristig eine entscheidende Bedeutung. 

• Es ist zwar bekannt, dass bestimmte Arten (insbe-
sondere Vögel) in Siedlungen ihren Lebensraum fin-
den, aber der Großteil insbesondere der bedrohten
Arten und Biotope ist an Freiflächen gebunden.
Neben der Intensivierung der Landbewirt schaftung
gilt die Ausdehnung der Siedlungsfläche und Ver-
kehrsfläche als eine der Hauptursachen für den
Artenschwund. Auch für die Sicherung der Lebens -
bedingungen wildlebender Arten in den Städten ist
das Nahrungs- und Lebensumfeld in den angrenzen-
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Tabelle 1: Probleme des Flächenverbrauchs und anzustrebende Ziele für eine Flächen kreis laufwirtschaft

Problemidenti fikation
Flächen verbrauch

Aufgaben und
Problemlösungs -
möglichkeiten

Quantitative 
und qualitative

Indikatoren

Anzustrebende 
Ent wicklungen und 
Ziele, Instrumente

Flächenaspekte

Verlust von hoch wertigen
Böden für die Bewirtschaf-
tung (für Land wirt schaft),
End lich keit der Fläche 

Mangelnde Er reich barkeit
und Verlust von Räumen für
die Naherholung

Gewerbebau mit hoher
Flächenin an spruchnahme

Ungünstige Wohn formen im
Lebens zyklus (zu große Woh -
nungen im Alter; hoher
Trans port auf wand für Kinder
im EFH)

zusätzliche Ver kehrs belas -
tun gen durch Zer sie delung

Störung des Grund wasser -
haushalts (Ver ringerung der
Grund was ser neubildung
durch Ver sie ge lung)

Beeinträchtigung des Ober -
flä chen wasser abflus ses/
Hoch  wasserge fährdung,
volks wirtschaft liche und
indivi du elle Schäden

Übernutzung von
natürlichen/natur nahen
Flächen (Stoff aus träge, Ver-
dichtung, inten sive Frei zeit -
nutzung/Tou rismus)

negative Beein flus sung des
Lokal klimas; Blockade Kalt -
luftabfluss und Frisch -
luftzufuhr

Sicherung und Ent wicklung
hochwertiger Flächen für die
(öko logische) nachhaltige
Nahrungsmittel produk tion

Sicherung und Ent wicklung
sied lungs naher Freiräume,
Er höhung der Erreich bar keit
von Frei flächen 

flächensparender Gewerbe-
bau

Anpassung der Wohn situa -
tion an unter schied liche Le -
bens  ab schnitte, die Immobi-
lie „mobiler” machen (s. Eng-
land)

Dezentrale Kon zen tration,
Reduzierung von Verkehrs-
flächen, Schadstoff emis si o -
nen, Energie verbrauch

Grundwasserschutz, Flächen
für die nach haltige Grund -
was serneubildung, Er höhung
des Was ser rückhaltes auf der
Fläche

Verminderung Spit zenab -
fluss, Hoch wasserschutz,
Verlangsamung des Oberflä-
chenwasserab fflusses durch
Re ten tionsräume im Ober -
lauf und entlang der Fließge-
wässer 

nachhaltiger Tou ris mus,
Landschafts-/Lawinen-
schutz, Schutz und Entwick -
lung besonders sensibler
Räume

(Stadt)Klimaschutz,Vermeidu
ng von Wärmeinseln

Bestand an Flä chen mit
hoch wertigen Boden -
funktionen (An teil der Acker -
fläche an der Gesamtfläche)

Verfügbarkeit und Erreich -
bar keit von Frei flächen

Richtgrößen, spez. Werte?

Wohnfläche pro Person, Ent -
fernung zum Arbeits platz
(durchschnittli che Fahrstrek-
ke)

Anteil des MIV, PKW-km pro
Ew., Anteil Innen entwick lung
zu Außen entwicklung

Grad der Ver siegelung/Über -
bauung; Anteil an über -
bauten Sied lungsflächen 
in %

Wasserretention direkt
m2/ha; Grad der Ver sie ge -
lung/Ver dich tung in %,
Bebauung auf HQ 200 Flä-
chen

Leistungs-/Kapa zi täts gren -
zen

Freifläche m2/ Einwohner;
Größe, Lage und Anteile in
Sied lungsgebieten

Ausweisung von Schutz ka -
tegorien, Umwandlung von
Landwirtschaftsfläche in
Bauland erschwe ren (Pla -
nungs wert ausgleich und
Berücksichtigung der Boden-
funktionen)

Freiraumschutz und –ent -
wicklung (pla nerisch), Erhalt
von siedlungs nahen Natur-
und Landschafts räumen

Geschossbau auch im
Gewerbe (Änderung BauNVO:
Ausnutzung unterausge-
schöpfter zulässiger Werte)

Mobilisierung des Immo bi -
lien  marktes; z. B. Abschaf-
fung der Grunderwerb steuer

Vorrang für Ent wick lung im
Bestand, Steuerabgabe auf
Neuversiegelung, Ab bau der
Ent fer nungs pauschale und
der Ver günstigungen für den
MIV

Entsiegelung, Ver meidung
von Neu ver siegelung; Abga-
ben, Satzungen, Fest set zun -
gen in B-Plänen (Dach be grü -
nung, wasser ge bun dene Ver -
kehrs flächen, Feuchtgebiete
und Berücksichtigung der
Bodenfunktionen)

Reduzierung/Vermei dung der
Versiege lung und Verdich-
tung, dezentrale Wasser ver -
sickerung, Abstand zu
Gewässern für Be bauung (HQ
200 Flächen ohne Bebau ung
und Infrastruktur); Erhalt/
Wiederanlage Feuchtgebiete 

Ausweisung von Schutz -
gebieten, Vor behalts- und
Eignungs gebieten

Vorrang für Ent wick lung 
auf Bestands flä chen,
Umnutzung be reits bebauter
Flächen

Funktionale Aspekte
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Lage- und Verteilungsaspekte

Kostenaspekte der Dispersi-
on: Erhöhter Re ssourcen ver -
brauch durch ge ringe Sied -
lungs dichte (für Was ser,
Energie, Infra struktur),
Dispersion von sozialen Akti -
vi tä ten

Ökologischer Städte bau,
Erhöhter Re ssourcen ver -
brauch für Raum überwin -
dung durch funk -
tionsräumliche Tren nung,
Ver lärmung 

Artenverlust durch
Zerschnei dung / Frag -
mentierung von Flächen,
Land schaftsbildbeein träch -
tigung

Objektbezug: erhöhter Ener -
gieverbrauch durch offene
Bauweise

Erhöhung der Sied -
lungsdichte, Ver dich tung
(dezentrale Kon zen tration,
Stadt der kurzen Wege, nah -
räum liche Mobilität) 

Mischung der Raum -
funktionen, Innen ent -
wicklung, dezentrale Kon-
zentration, Regionalisierung
der Nahrungsmittel produk -
tion

Schutz zusammen hän gender,
un zer schnit tener Flächen,
Bündelung von Tras sen, Ver-
besserung von Arten- und
Biotop schutz

energiesparendes Bauen,
kein Bonus für Einfamilien-
häuser, räumlicher Zusam -
menhang von Woh nen und
Versorgen

Siedlungsdichte (Ein wohner
je km2 Siedlungs- und
Verkehrs flä che)

Index pro Ein wohner ent -
wickeln? Erreichbarkeit in x-
m Radius oder Zeit

Grad der Zer schneidung

Maße der Sied -
lungsdispersion, Baudichte,
auch Siedlungsfläche für
Wohnbau mit Freiflächen

Vorrang der Innen- vor der
Außen entwicklung, explizite
Begrün dungs pflicht für Neu -
ausweisung;  Erhöhung von
Ener gie steuern

Erhöhung Trans port kosten,
Planungs ma xi me zur Berück -
sich tigung stofflicher und
energetischer Aspekte

EU-Richtlinien wie FFH,
Vogelschutz,
WasserrahmenRL, Arten -
schutz verord nung; Maßnah-
men zur „Entschneidung“,
Biotopver bund

Baurecht, energie spa rende
Bauweise, CO2-Minderung,
Vorrang für Entwicklung im
Bestand, Energie ein -
sparverordnung 

Problemidenti fikation
Flächen verbrauch

Aufgaben und
Problemlösungs -
möglichkeiten

Quantitative 
und qualitative

Indikatoren

Anzustrebende 
Ent wicklungen und 
Ziele, Instrumente

Mit der Tabelle 1 wird eine Übersicht ge ge ben, in welchen Bereichen heute zusätz liche Flächen ansprüche gestellt werden und aus

welchen ökologischen Be gründungen der Flächenverbrauch (also die Umwidmung von Freifläche in Fläche für Siedlung und Verkehr)

bei den jeweiligen Nutzungs zwecken verringert werden muss. Die Frage, „wie viel Verbrauch” und ob langfristig überhaupt noch Ver-

brauch „sein darf”, beantwortet sich damit zahlen mäßig nicht – aber die Zielrichtung wird deutlich und die nachfolgenden Forde-

rungen nach einem sparsamen und effizienten Umgang mit der Fläche werden hinreichend be grün det. Qualitative Aspekte des

Flächen verbrauchs in der Freifläche – etwa durch eine unan gepasste Landbewirt schaftung – oder Pro bleme durch einseitige Nut-

zungen (z.B. durch Forstmono kulturen) sind Gegen stand eines geson derten BUND Positionspapiers.
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den ländlichen Gebieten bedeutsam. Immer mehr
wird erkannt, dass auch landwirt schaftlich ertrag -
reiche und im Moment intensiv bewirtschaftete,
artenarme Böden und Landschaften unter Nach -
haltigkeits  gesichts punkten ebenso für den Arten–
und Biotopschutz unverzichtbar sind.

Diese Zusammenhänge machen deutlich, dass es keiner

Diskussion darüber bedarf, wie viel Flächenverbrauch

in unserem Land langfristig vertretbar ist. Vielmehr kann

es nur darum gehen zu klären, in welchen Bereichen

und in welchen Zeiträumen eine nachhaltige Flächen-

wirtschaft erreicht wird. Diese Zielsetzung kann lang-

fristig nur mit einer „Flächenkreislaufwirtschaft” erreicht

werden. Dabei muss es selbstver ständlich werden, dass

für den Flächenverbrauch an einem Ort an anderer

Stelle „Bo den wieder gut ge macht” werden muss. Dies

ist ei gent lich geltendes Recht und Grundanliegen der

Eingriffsregelung, wenngleich die Praxis des Flä chen -

verbrauchs faktisch davon weit entfernt ist.

Anzustreben ist eine Flächenkreislaufwirtschaft bei der

vorrangig nur vorhandene Siedlungs flächen genutzt

werden. Neue Flächen stehen dann zur Verfügung, wenn

gleichzeitig alte Flächen dem Kreislauf zurückgegeben

werden. Kreislauf bedeutet also nicht Stillstand, son-

dern eine angepasste dynamische Nutzung von Flächen -

potenzialen, wie sie eine flexible und mod erne Wirt-

schafts- und Lebensweise er fordert.

So eindeutig die Argumentation für eine Flächenkreis-

laufwirtschaft ist, so proble matisch ist es, quantitative

und zeitliche Vorgaben für die Umsetzung des Kreis-

laufs zu begründen. Auch die Wissenschaft tut sich

schwer, objektivierbare Maßzahlen als begründete und

quantitative Vorgaben für den noch zulässigen 

Ver brauch herzu leiten. Deshalb gelingt es auch den poli-

tischen Entscheidungsträgern nicht, ihre Ziele in belast-

bare Zahlen umzusetzen. Einigkeit besteht jedoch dar-

in, dass eine drasti sche Verminderung des Flä chen -

verbrauchs erfolgen muss und die Umweltbe lastungen

im Siedlungsbestand und der Landschaftsverbrauch ver-

mindert werden müssen. 

Des Weiteren ist eine strikte flächenpolitische Priori-

tätensetzung im Sinne der Ver meidung, des Vermin-

derns und des Ausgleichs in die Praxis umzusetzen.

Dabei sind entsprechend der Eingriffs- und Ausgleich-

regelung folgende Grundsätze zu be achten:

1. Flächeninanspruchnahme ist grundsätzlich zu ver-

meiden.

2. Wenn eine Flächeninanspruchnahme nicht zu ver-

meiden ist,

a. ist so sparsam wie möglich mit Flächen umzuge-

hen (Mengen aspekt),

b. sind die Flächen nach dem ökologisch geringstem

Ausmaß von Beein trächtigungen auszuwählen (Qua-

litätsaspekt),

c. sind umweltschonende Maßnahmen im Altbestand

und bei den Neu bauten zu forcieren (z.B. umwelt-

schonende Bauweisen, Energie sparen, Regenwas-

sernutzung und Versickerung).

3. Für in Anspruch genommene Flächen ist ein funk-

tionaler Ausgleich für die Eingriffe in Natur und

Landschaft zu leisten (Entsiegelung, Begrünung,

Wasserrückhalt etc.). 

Diese Ziele sind meist nur dann planerisch umsetzbar,

wenn intensiv Alternativen ge prüft und bewertet wer-

den. Die Alternativenprüfung und –offen legung ist

daher in allen Planungsstadien un verzichtbar.

Darüber hinaus geht es darum, den gesellschaftlichen

Faktor Arbeit insgesamt zu verbilligen und den Faktor

Boden insgesamt (neben der Energie) zu verteuern. Die

im nächsten Kapitel diskutierten Strategien verfolgen

diese Zielansätze.
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5 Womit umsteuern? 
Der notwendige Instrumenten-Mix 

I
m Hinblick auf eine zielgerechte Steuerung des Flä-

chenverbrauchs und auf eine Reduzierung der öko-

logischen Belastungen der Siedlungs- und Ver-

kehrsflächen ist das bestehende Instrumentarium kri-

tisch zu hinterfragen und neu zu gewichten, und da zu

ergänzen wo es unvermeidbar ist. Obwohl das Phäno-

men der Flächen nutzung und des Flächenverbrauchs

von einer Vielzahl an politischen Maßnahmen in den

einzelnen Politikfeldern beeinflusst wird, wollen wir

uns hier auf planerische und ordnungsrechtliche Maß-

nahmen einerseits und ökonomisch-finanzpolitische

Instru mente mit engem Bezug zur Entwicklung der

Siedlungs- und Verkehrsflächen anderer seits, konzen-

trieren.1

Sowohl planerische Darstellungen und Festsetzungen

als auch ordnungsrechtliche Maßnahmen in Form von

Geboten und Verboten setzen den Rahmen für die

künftige Entwicklung der Bau- und Siedlungstätigkeit.

Innerhalb dieses Rahmens be stim men zunächst einmal

die marktwirtschaftlichen Kräfte (z.B. Bodenpreise,

Transport kosten, Agglo me rations vorteile) die tatsäch-

liche Siedlungs tätigkeit und die Art und Weise der Nut-

zung der Fläche. Die laufenden Prozesse der Raum-

nutzung und ins besondere die mit der Flächen nutzung

ver bundenen Umwelteffekte werden aber durch diese

Steuerungs mechanismen nur unzureichend im Sinne

der gesell schaft lichen Wohlfahrt gelenkt. Hier bedarf

es daher einer Korrektur der Marktpreise durch Steu-

ern und Subventionen sowie einer Erhebung von Abga-

ben zur Finanzierung öffent licher Aufgaben bzw. zur

Steuerung der Nutzung öffentlicher Güter (ökono -

mische Lenkungsinstrumente).

Die verschiedenen Instrumente ergänzen sich und sind

in ihrer synergetischen Wirkung auf die angestrebten

Raum- und Umweltprozesse zu betrachten. Die folgen -

den Vorschläge orientieren sich an Um welt zielen und

streben eine Effektivierung der Lenkungswirkungen bei

1 Die speziellen Steuerungs-

notwendigkeiten der Freiflä-

chennutzung und die nach-

haltige Entwicklung ländli-

cher Räume im Hinblick auf

eine zukunftsfähige Raum-

nutzung werden hier ausge-

klammert und in einem

gesonderten Positionspapier

des Arbeitskreises vertiefend

behandelt. 

gleichzeitiger Entbürokratisierung der verschiedenen

Rege lungen an. Soweit daraus neue soziale Probleme

entstehen, müssen diese mit sozial politischen Instru-

menten abgefedert werden.

Gestaltungsprinzipien für einen
Instrumentenverbund

• Abbau/Modifikation flächenverbrauchs fördernder
Instru mente,

• Stärkung marktwirtschaftlicher Anreize zur Lösung
der Umweltprobleme des Flächen verbrauchs,

• Reduzierung auf möglichst wenige Instrumente,

• Dezentrale Gestaltungsspielräume innerhalb über-
geordneter Rahmensetzung (höhere Flexibilität),

• Lösung negativer sozialer Auswirkungen durch eine
sozialpolitische Ab federung.

5.1 Effektivere Nutzung von Ord nungs recht
und Planungs ins tru menten 

Mit Planungsinstrumenten werden im Hinblick auf die

Flächennutzung vor allem raumgestalterische Ziele (Land-

schaftsschutz, Infrastruktur ausstattung, Funk ti ons  räume

und Zentralität) verfolgt. In Deutschland besteht kein

Mangel an planerischen Instrumenten, je doch ist ein ekla-

tantes Vollzugsdefizit bei der Nutzung und Koordinati-

on der bestehenden Instrumente auf allen Ebenen fest -

stellbar. Es zeigen sich mindestens zwei offensichtliche

Defizite: Zum einen be steht in den Gemeinden aufgrund

des oben erläuterten finanz politischen Eigen interesses

eine Tendenz zu einer über mä  ßigen Flächen ausweisung,

die häufig über den langfristigen Bedarf unter dem

Gesichtspunkt einer nachhaltigen Entwicklung hinaus-

geht. Diese Aus weisungspraxis schafft sich gewisserma-
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• Intensivierung der Nutzung vor handener 
Siedlungsbereiche und Aktivierung von 
Potenzialen im Innen bereich

• Baulücken- und Brachenkartierung

• Schwerpunktgebiete der Baulücken aktivierung

• Intensive Beratung von Grundstücks eigentümern
und andere Hilfe stellungen

• Ausweisung von Sanierungsgebieten 

• Konsequente Berücksichtigung von 
Bodenfunktionen in der Bauleitplanung

• Vorhaben- und Erschließungspläne und 
andere Instrumente wie städte bauliche 
Entwicklungsmaßnahmen

• Strategisches Flächenmanagement 

• Stärkere Ausschöpfung baulicher Dichte

Tab. 2: 

Ausgewählte planerische

Ansatzpunkte zur Verminde-

rung des Flächen verbrauchs 

im Außenbereich

• Effizientere Beplanung des Außen bereiches

• Zuordnung zur vorhandenen Infra struktur 
(Flächennutzungsplanung)

• Flächensparende Erschließungen

• Flächensparende Bauformen

• regionale Abstimmung von Flächen ausweisung 
und Infrastruktur, insbe sondere für regional -
bedeutsame Ge werbeflächen

• Begrenzung von Außenbereichs bebauung 
privilegierter Bauvorhaben n. § 35 BauGB

• Ausweisung von Bodenvorrang- und 
Boden er  hal tungsgebieten durch 
Be rück sichtigung der natür lichen 
Boden funktionen sowie der Archivfunktion 
von Böden

Verminderung des Flächenverbrauchs im Außenbereich durch:

= > Festlegung qualitativer und quantitativer Vorgaben zur Innen- und Außenentwicklung 
(politische Grundsatz-Beschlüsse)

ßen selbst den Bedarf, wobei allerdings häufig die Folge -

investitionen an Infrastruktur nicht einmal aus rein öko-

nomischer Sicht hinreichend beachtet werden. Zum

anderen sind zwar im Baugesetzbuch Abwägungsgebo-

te wie die Bodenschutz klausel „ ... schonender und spar-

samer Umgang mit Boden ...” sowie der Begriff der „Nach-

haltigkeit“ ver ankert. Diese allgemeinen und unverbind-

lichen Leitsätze reichen aber in der Praxis nicht aus. Neue

Bauflächen werden regelmäßig auch dann ausgewiesen,

wenn kein Nachweis geführt wird, dass das Vorhaben auf
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vor handenen Flächen (im Innen bereich) nicht realisiert

werden kann. Wenn jedoch im Außenbereich neue Sied -

lungs  gebiete ausgewiesen werden, so sind die Boden -

funkti o nen entsprechend § 2 Abs. 2 Nr.1 BBodSchG stär-

ker als bislang zu berücksichtigen.

Ein erhebliches, in Politik und Verwaltung bei weitem

noch nicht hinreichend bewusst gewordenes Potenzi-

al befindet sich in den Baulücken, kleinen Brachen und

anderen „Nachverdichtungsflächen”. Das Argument, der

Staat bzw. die Kommune habe keine Veranlassung bzw.

vielleicht sogar kein Recht, sich in die Entwicklung pri-

vater Grund stücke einzumischen, verliert schnell an

Überzeugungskraft, wenn bewusst gemacht wird, dass

die Kommune im Sinne des Gemeinwohls umweltmä-

ßige und infrastrukturelle Folgelasten zu tragen hat. 

Die Erfahrung zeigt, dass die in der Tabelle 2 genann-

ten vorhandenen Instrumente nur dann in der tägli-

chen Praxis tatsächlich wirksam angewendet werden,

wenn von den politischen Rahmenbedingungen her

entsprechende Anreize gesetzt werden. Zentra ler

Ansatzpunkt für eine flächen- und um welt schonende

Handhabung des planeri schen Instrumentariums der

Kommunen muss eine Anpassung des finanzpolitischen

Systems sein, um das dem Eigeninteresse der Kommu-

nen dienende Handeln (Kommune als politischer Unter-

nehmer) stärker an die gesamtgesellschaftlichen Nach-

haltigkeitserfordernisse heranzuführen. Dazu gehört

ins besondere eine ent sprechende Reform der Ge  wer -

be steuereinnahmen und des Einkommenssteuer anteils

der Kommunen sowie des kommunalen Finanzaus-

gleichs. 

5.2 Ökonomische Lenkungsinstrumente 
Mit den planungs- und ordnungsrechtlichen Regelun-

gen allein kann eine nachhaltig zukunftsfähige Ent-

wicklung der Flächennutzung offenbar nicht erreicht

werden. Ökono mische Anreize für eine umweltgerech-

te Steuerung der Flächennutzung müs sen hinzukom-

men, nicht nur auf der Ebene der Kommunen, sondern

auch für indivi duelle Haushalte und Unternehmen.

Öko nomische Regelungen und Korrekturen der markt -

wirt schaft lichen Ordnung und ihrer Mechanismen sind

notwendig, damit die marktwirtschaft liche Steuerung

der Flächennutzung nicht zu ökologischen und gesell-

schaftlichen Fehl entwicklungen führt.

Im Hinblick auf eine zukunftsfähige Flächennutzung

geht es also darum, durch finanz politische Instrumen-

te veränderte Preisstrukturen zu schaffen, die eine um -

welt  schonende und flächen sparende Raumnutzung der

einzelnen Unternehmen und Haushalte wirtschaft lich

lohnend machen bzw. umge kehrt umweltbelas ten de

Verhaltens weisen aus einzelwirtschaftlicher Sicht un -

at trak tiv werden lassen. Da bei kann es nicht nur um

eine Reduzierung des statistisch erfassten Flächen ver -

brauchs gehen, sondern es müssen auch Anreize für

eine Verminderung der Um welt- und Naturbelastun-

gen im Bestand gegeben werden. 

Tatsächlich existiert bereits eine Vielzahl ökonomischer

Regelungen in Form von Steuern, Gebühren, Beiträ-

gen, Sonderabgaben und in Form von finanziellen För-

derungen, die auf die Siedlungsentwicklung und Flä-

chennutzung in unter schiedlicher Weise einwirken.

Damit steuerliche Anreize im Sinne der ökologischen

Lenkungswirkung den Er forder nissen einer nachhalti-

gen Entwicklung (u.a. der Ver minderungen der Bela-

stungen durch Flächenverbrauch) gerecht werden und

ent sprechende gesamtgesellschaftlich notwendige 

Verhaltensänderungen aus lösen, ist eine drastische

Änderung und Neuordnung des Steuer- und Sub ven -

tions systems notwendig. Angestrebt wird eine aufkom-

mensneutrale Modifizierung des Steuer- und Sub ven -

tions systems, wobei gleichzeitig eine Vereinfachung des

finanz politischen Instrumentariums erreicht werden soll. 
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Zentrale Elemente bilden eine reformierte umweltbe-

zogene Flächensteuer und die ersatz lose Streichung

von (umweltschädigenden) Subventionen im Rahmen

einer großen Steuerreform, die gleichzeitig eine ent-

sprechende Steuerentlastung, insbe sondere beim Fak-

tor Arbeit ermöglicht. Diese Ausrichtung des Steuer-

und Subventions systems basiert auf grundsätzlichen

Überlegungen und Erfahrungen in anderen Ländern,

die stärker auf den Faktor Boden als Besteuerungs-

grundlage setzen und als umweltentlastende Len-

kungsinstrumente heranziehen, und den Faktor Arbeit

entsprechend entlasten.

Abschaffung von Steuern und Begünstigungen 
Im Sinne einer Vereinfachung des staatlichen Rege-

lungssystems muss zunächst da nach gefragt werden,

ob die bestehenden steuer- und finanzpolitischen

Instrumente noch gerechtfertigt sind und die not-

wendigen Steuerungs- und Anreizwirkungen aus lösen.

Der BUND schlägt vor, folgende Instrumente zu modi-

fizieren bzw. zu streichen:

• Streichung der Eigenheimzulage: Die Eigenheimzu-
lage fördert eine bestimmte Vermögensanlage, nämlich
das Wohneigentum. Aus ökologischer Sicht ist vor allem
bedeutsam, dass die Eigenheimzulage für Neubauten
zu einer dispersen Siedlungsstruktur und einer ver-
gleichsweise hohen Flächeninanspruch nahme je Ein-
wohner sowie in starkem Maße zu einer Zersiedlung der
Landschaft beiträgt. Auch vor dem Hintergrund einer
veränderten demografischen Entwicklung be steht für
eine Förderung des Wohnungsangebots (ursprüngliche
Zielsetzung) keine Not wendigkeit mehr. Vielmehr
besteht eine zunehmende Notwendigkeit der flexiblen
Nutzung des vorhandenen Wohnungsbestandes und
eine Erhöhung der räumlichen Mobilität und der
Umzugsbereitschaft, die nicht durch einseitige Förde-
rungen gestört werden soll. 

• Streichung der Grunderwerbsteuer: Die Grunder-
werbsteuer führt ebenso zu einer Verzerrung der Ver-
mögensanlage. Da der Kaufpreis als Steuergegenstand
gilt (der Hebesatz liegt bei 3,5%), werden Standorte an
der Peripherie (günsti gere Bodenpreise) gegenüber
innerstädtischen Siedlungsbrachen begünstigt. Des Wei-
teren wird durch die Grunderwerbsteuer der Wechsel
des Wohn eigentums, der in einer flexiblen Gesellschaft
immer notwendiger wird, finanziell belastet. Stattdes-
sen sollten Umzug und Eigentums wechsel gefördert
werden, um das tägliche Pendeln zu vermindern und den
Wohnstandort an die regionalen Arbeitsmarkterforder-
nisse anzupassen. 

• Streichung der Bauspar- und Vermögensbildungs-
förderung: Auch diese Subven tionierung führt zu Ver-
zerrungen bei der Vermögensbildung und bevorzugt ein -
seitig bestimmte Kreditinstitutionen. Eine einseitige För-
derung der Verwendung von Vermögen für Bauzwecke
ist weder heute und noch weniger künftig zu rechtfer-
tigen. Faktisch wird nämlich auch durch diese Förderung
der Flächen verbrauch angeregt.

• Streichung der Entfernungspauschale bei der Lohn-
und Einkommenssteuer: Von der Entfernungspauscha-
le gehen zusätzliche Impulse für die Siedlung im länd -
lichen Umfeld von Ballungsgebieten aus (Wohnen im
Grünen). Dadurch wird der Flächenverbrauch mittels
staatlicher Anreize faktisch gefördert. Eine ersatzlose
Streichung der Ent fernungs pauschale ist auch aus allge -
meinen umwelt po li tischen Gründen notwendig, um
Anreize für eine Verminderung der Umwelt be las tungen
durch Verkehr zu schaffen (Verursacherprinzip). 

• Umwandlung der Grundsteuer in eine umweltbe-
zogene Flächensteuer: Die Grund steuer in ihrer heu-
tigen Form hat kaum Lenkungswirkung. Es wird daher
vorgeschlagen, diese abzuschaffen und durch eine
umweltbezogene Flächen steuer zu ersetzen (s. unten). 
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Im Gegensatz zur aktuellen finanzpolitischen Diskussi-

on geht es hier nicht vorrangig um die Sanierung

öffentlicher Haushalte, sondern um umweltpolitische

Steuer ungs wirkungen und die grundsätzliche Recht-

fertigung der Maßnahmen. In diesem Sinne wäre der

Instrumentenwechsel auch bei Überschüssen in den

öffentlichen Haus halten sinnvoll und umweltpolitisch

notwenig.

Die Eigentumszulage und die Grunderwerbssteuer wir-

ken sowohl beim Staat als auch beim „Häuslebauer“

ohnehin konterkarierend, da derzeit in vielen Fällen der

Erwerb eines Eigenheims gleichzeitig besteuert und sub-

ventioniert wird. Dies macht keinen Sinn und lässt sich

auch durch nichts begründen. Ein Abbau beider Instru-

mente würde sich daher einkommens- und steuermä-

ßig teilweise kompensieren.

Anpassung bestehender bzw. Einführung neuer 
Steuern und Subventionen
Die Abschaffung bestehender Steuern und Subventio-

nen erfordert auch eine Modifi kation bestehender bzw.

die Einführung neuer Steuern, um die gewünschte Len -

kungs  funktion und auch die Finanzierung des Staats -

haus halts zu gewährleisten. Aus Sicht einer umwelt -

scho nen den Flächennutzung und einer Reduzierung des

Flächen verbrauchs werden vor allem folgende Ver än -

de run  gen der steuerlichen Lenkungs instrumente vor-

geschlagen: 

• Konsequente Weiterentwicklung und Ausweitung der
Ökosteuer zu einer wirklichen umwelt politischen Len-
kungssteuer (Einbeziehung aller Energieträger und
Energie verwendungen, insbesondere auch des Energie-
verbrauchs in privaten Haus halten und Gewerbebetrie-
ben sowie in der Landwirtschaft und beim Flugverkehr,
aufkommensneutrale Gestaltung in Verbindung mit den
anderen Steuern). Dabei sollten vor allem eine Erhöhung
der Mineralölsteuer und eine emissionsorientierte Aus-

gestaltung der KFZ-Steuer angestrebt werden: Denn, um
die Umweltbelastungen durch Verkehr und Flächenver-
brauch zu vermindern, sind die variablen Kosten des Ver-
kehrs zu erhöhen. Eine Erhöhung der Mineralölsteuer bei
gleichzeitiger steuerlicher Entlastung an anderer Stelle
würde in diese Richtung wirken. Vielfahrer würden finan-
ziell belastet und Bürger, die wenig fahren, entlastet. 

• Weiterentwicklung und Aufstockung der Städtebau- und
Dorferneuerungs förderung: Mit der Aufstockung der För-
dermittel in diesem Bereich sollte eine stärkere Berück-
sichtigung ökologischer und sozialer Infrastrukturbe-
lange sowie eine Förderung der Wiedernutzung freiste-
hender landwirtschaftlicher Gebäude einhergehen
(Reduzierung des Flächenverbrauchs z.B. durch Schlie-
ßung von Bau lücken, Flächenrecycling, Koordinierung
von und Anreize für Gebäudesanierungen, Erhalt und
Pflege sozialer Einrichtungen und Gemeinschafts -
anlagen). 

• Anreize für eine effiziente Nutzung des vorhandenen
Wohnraums: Die aus sozi alen Gesichtspunkten einge-
führten Instrumente des Sozialen Wohnungsbaus und
des Wohngeldes sollten so modifiziert werden, dass die
Nutzung des vor handenen Wohnraums effektiver wird
(Förderung der Umzugsbereitschaft bei ver ändertem
Wohnungsbedarf im Laufe des Lebens- und Familienzy-
klus, konse quente Ausrichtung an sozialen Belangen).
Bei den heutigen und noch mehr bei den künftig abseh-
baren Bedingungen scheint die Förderung des sozialen
Wohnungs baus äußerst fragwürdig (Mitnahmeeffekte,
Nettoförderung von Eigen tum, bürokratische Verwer-
fungen). Ein konsequent an den sozialen Bedürfnissen
ausgerichtetes Wohngeld würde die spezielle Förderung
des sozialen Wohnungs baus erübrigen.

• Einführung einer umweltbezogenen Flächensteuer: 
Die derzeitige Grund- und Grunderwerbsteuer sollte in
eine ökologisch und Bodenwert orientierte Flächensteuer
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umge wandelt werden, die sich an der Lage des Grund-
stücks (Innen-/Außenbereich), am Grad der Umweltbe-
lastungen und an den kommunalen Infrastrukturkosten
orientiert. Kurzfristig könnte eine Reform der Grund-
steuer in Anlehnung an das sogn. DIFU-Modell erfolgen.
Mittel- und längerfristig wäre eine Differenzierung nach
dem Ver siegelungsgrad und den Maßnahmen zur Ver-
minderung der ökologischen Be las tungen anzustreben
(ökolo gisches Bauen, Regenwasserzisternen, Ge braucht  -
wassernutzung, Ver sickerung auf eigenem Grundstück,
energiesparende und wärmedämmende Maßnahmen).
Sowohl die Belastungen durch die Flächennutzung als
auch die Maßnahmen zur Ver minde rung der negativen
Um weltwirkungen könnten in einem Ökopunkte system
bilanziert werden, um so eine umfassende Grundlage für
die Flächen besteuerung zu schaffen. Zur Operationali-
sierung dieser Lenkungssteuer, wird ein relativ hoher
Basissteuersatz je Flächeneinheit vorgeschlagen, der bei
Nach weis einer geringeren Belastung durch den Steu -
er pflichtigen (analog zur Praxis der Werbungskosten und
Sonderausgaben bei der Einkommensteuer) vermindert
wird. Eine Lenkungswirkung entfaltet die umwelt   -
bezogene Flächen steuer jedoch nur, wenn sie das
Aufkom men der abzu schaf fen den Grunderwerb- und
Grund steu er deutlich übertrifft und dem einzelnen
Flächen nutzer die finanziellen Konsequenzen hoher Um  -
welt belastungen sowie die möglichen Einsparungen
deutlich vermittelt werden. Die vorgeschlagenen Öko-
punktnachweise zur Entlastung des einzelnen Steuer-
pflichtigen leisten dazu ihren Beitrag. Da verschiedene
Subventionen gestrichen werden sollen, verbleibt dem
Staat mindestens das gleiche Finanzvolumen.

• Änderung der Zuweisung der Gewerbesteuern: Mit einer
überörtlich erhobenen, regional verteilten Gewerbesteu-
er könnten eine Kooperation der Gemeinden bei der Pla-
nung von Gewerbeflächen gefördert und dadurch die
Anzahl und Größe der Gewerbegebiete erheblich gesenkt
werden. Erste Ansätze dazu sind im Raum Neckar- Alb in
der Erprobung. 

• Prüfung einer Sonder-AfA für Recyclingmaßnahmen: Um
das Flächenrecycling und die Nutzung von innerstädti-
schen Brachflächen zu fördern, sollte eine Sonder ab schrei -
bung bei Nutzung dieser Flächen eingeführt werden.

• Anpassung des Finanzausgleichs: Die vorgeschlagenen
Änderungen des Steuer- und Subventions systems erfor-
dern auch eine Anpassung des kommunalen und Länder -
finanzausgleichs. Neben den sozialen Belangen und den
spezifischen Infra  strukturleistungen sollten dabei die
umwelt- und naturschutzrelevanten räumlichen Aus-
wirkungen der Flächennutzung in den Finanzausgleich
einbe zogen werden (u.a. Einbeziehung der Freiflächen-,
Erholungs- und Naturschutz funktion und finanzielle
Sanktionen für Umwelt- und Naturbelastungen wie z.B.
für den Anteil versiegelter Flächen). Damit sollen den
Kom munen Anreize für eine umweltverträgliche Flä-
chennutzung und für eine re striktive Bauland aus -
weisung (analog zu den ökonomischen Wirkungen von
Flächen ausweisungs lizenzen) ge setzt werden. Gleich-
zeitig sollen umwelt belastende Aktivitäten in den Kom-
munen zu geringeren Finanzzuweisungen führen. Ent-
sprechende Vor schläge wurden vom Sach ver stän digen -
rat für Umweltfragen bereits 1996 unter breitet.

5.3 Anwendung von Instrumenten auf 
lokaler Ebene

Abgesehen von Großprojekten konkretisiert sich der

Flächenverbrauch auf der Ebene der Kommunen. Die

Planungen der Kommunen werden dabei einerseits

maß geblich durch die o.g. übergeordneten Rahmen-

bedingungen und finanz politischen Anreiz instrumente

beeinflusst. Andererseits stehen den Kommunen aber

auch eigen ständige Instrumente zur Verfügung. 

In der Hand der Gemeinden liegen unterschiedliche In -

stru mente des Ordnungs- und Gebührenrechts mit

Beziehung zur Raumplanung, die einen eigenständi-

gen Beitrag zur Verringerung des Flächenverbrauchs

leisten könnten. Darüber hinaus verstärken die vorge-
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schlagenen ordnungsrechtlichen und finanzpolitischen

Änderungen den Anreiz für flächensparende Hand-

lungsweisen auf kommunaler Ebene.

• Die Gemeinden können die Höhe der Abwassergebühren
bzw. -abgaben nach dem Grad der Versiegelung der
Grundstücke gestalten. Der Grad der Ver siegelung steu-
ert die Höhe der Versiegelungsabgaben. Neuversiegelung
führt zu deren Erhöhung, Entsiegelung zur Verringerung
der Abgabe.

• Mit Stellplatzverordnungen können die Gemeinden regeln,
dass Stellplatz verpflichtungen zu Gunsten von Maßnah-
men für den öffentlichen Personen nahverkehr abgelöst
werden können. Eine Streichung der Stellplatzverpflich-
tung bzw. eine Ablösung für nicht eingerichtete Stellplät-
ze verringern die Benach teiligung von Investitionen auf
innerstädtischen Standorten. Einige Bundesländer haben
bereits die Verpflichtung zur Er richtung von Stellplätzen
in ihrer Landes bau ord nung gestrichen oder gelockert. Dies
sollte bundesweit geschehen.

• Die Fläche, die für den ruhenden Verkehr benötigt wird,
lässt sich weiterhin durch Maßnahmen der Parkraum-
bewirtschaftung wirksam begrenzen. Höhere Kosten für
die Inanspruchnahme von Parkraum schaffen Kosten-
vorteile für öffentliche Ver kehrsmittel und verringern so
den insgesamt benötigten Parkraum in zentralen Sied-
lungsbereichen.

• Eine weitere Gestaltungsmöglichkeit bieten Erschlie-
ßungsbeitragssatzungen: In ihnen werden die Maßstä-
be für die Beteiligung der Grundstückseigentümer an der
Herstellung der Erschließungsanlagen festgelegt. Diese
Satzungen sollten so gestaltet werden, dass flächen-
sparsame und versiegelungsarme Lösungen ge ringere
Erschließungsbeiträge zur Folge haben. Die Bürger wer-
den dann auf ent sprechende Lösungen drängen. 

• Schließlich obliegt den Kommungen in maßgeblicher
Weise die Anwendung und Umsetzung der Eingriffsre-
gelung, entweder als Genehmigungs- und Kontroll -
behörde (Bauamt, UNB) oder auch gleichzeitig als Ein-
greifer. Durch eine konse quente Anwendung der Ein-
griffsregelung (u. a. auch in Verbindung mit UVP) können
der Flächenverbrauch und die ökologische Belastung
durch Versiegelung ver mindert werden. Zum anderen
bedürfen die Kompensationsmaßnahmen einer konse-
quenteren Umsetzung und einer Kontrolle durch die ent-
sprechenden Landesbehörden (Flächen- und Maßnah-
menkataster, Erfolgs kontrolle in Bezug auf das Postulat
„funktioneller Ausgleich“ der Eingriffs schäden).

Die Hauptverantwortung für eine Reduzierung des Flä-

chenverbrauchs im Außen bereich und eine Wieder-

nutzung bzw. eine Nachverdichtung im Innenbereich

sowie eine Verminderung der Umweltbelastung im

Siedlungsbereich liegt bei den Kommu nen und den

regionalen Planungsträgern (Bauleitplanung). Die Kom-

munen werden dieser Verantwortung nur dann in stär-

kerem Maße nachkommen, wenn die finanz wirt schaft -

lichen Rahmenbedingungen der Kommunen den Erfor-

dernissen der Nach haltigkeit angepasst werden. Bund

und Länder sind hier in der Pflicht, die Rahmen gesetz -

gebung fortzuentwickeln und ein System des fairen

finanziellen Ausgleichs und Anreizes für die Kommu-

nen als Träger der Planungskompetenz zu schaffen.

Ein weiteres Instrument zur Reduzierung der Neu-Ver-

siegelung könnten auch Flächenausweisungszertifika-

te sein. Die Leistungsfähigkeit und Praktikabilität die-

ses Instruments wurde vom BUND jedoch noch nicht

abschließend bewertet.

5.4 Gesamtbelastung, Instru men ten verbund
und soziale Abfederung 

Die Verstärkung ökonomischer Instrumente soll im

Ergebnis nicht zu einer höheren Belastung (Erhöhung

der Staatsquote) führen, sondern zu zielgerichteten
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Abgaben und Fördermaßnahmen für eine nachhaltige

Entwicklung. Die vor geschlagenen Änderungen erfor-

dern daher eine Anpassung des gesamten Steuersystems,

insbe sondere der Lohn- und Einkommenssteuer. Die

steuerliche Belastung der Bürger insgesamt könnte durch

die vorgeschlagene Streichung von Subventionen (Eigen-

heimzulage, Kilometerpauschale) sogar gesenkt werden.

Bereits dadurch wird für alle Gruppen in der Gesellschaft

ein gewisser Ausgleich für den Abbau von Subventio-

nen erreicht. 

Auch soll die Verstärkung ökonomischer Instrumente

nicht bedeuten, dass das Ordnungs recht weniger bedeu-

tend ist. Ordnungsrecht und ökonomische Regelungen

ergänzen sich. Ökonomische Instrumente wirken global,

indem sie ökologische Kosten stärker als bisher den

jeweiligen Verursachern anlasten; Umweltvorschriften

und Raumplanung (einschl. Infrastrukturpolitik) können

eine örtliche Feinsteuerung auf die „richtigen“ Stand -

orte herbei führen. Nur im Instrumentenverbund kön-

nen Raum- und Stadtplanung, Infrastruktur politik und

ökonomische Instrumente eine nachhaltige Siedlungs-

entwicklung fördern und zu einer Verminderung der

Umwelt belastungen beitragen.

Trotz steuerlicher Entlastungen führt das vorgeschlage-

ne Reformpaket zu finan ziellen Belastungen für be -

stimm te soziale Gruppen (wie z.B. Pendler im ländlichen

Raum, künftige Eigenheimerwerber). Die dadurch aus-

gelösten Verteilungseffekte müssen jedoch nicht voll-

ständig ausgeglichen werden, sondern nur soweit wie

gesell schaftliche Gerechtigkeitsvorstellungen verletzt

werden. Bisherige (un ge recht fertigte) Begünstigte

mittle rer und höherer Einkommensschichten können

selbst ver ständlich keinen Anspruch auf Kompensation

begründen. Insbesondere sollten aber die finanziellen

Auswirkungen auf einzelne Gruppen nicht zu einer Ver -

wäs serung der ökologisch begründeten Reformvor-

schläge führen, sondern im Rahmen der allge meinen

Regional- und Sozialpolitik abgefedert werden. Dabei

kann es nicht darum gehen, historisch und zufällig

gewachsene Einkommensverteilungsmuster zu ze men -

tieren. Vielmehr ist auf der Grundlage allgemein akzep-

tierter Muster von Verteilungs ge rech tigkeit eine wirk-

same Unterstützung sozial bedürftiger Einzel personen

und –haushalte anhand individueller Kriterien notwen-

dig. Auch ist im Einzelnen zu prüfen, inwieweit zusätz-

liche steuerliche Belastungen (z. B. bei Wegfall der Ent-

fernungspausschale oder Eigenheimzulage) bereits durch

andere Vorteile (z. B. niedrigere Bau- und Wohnungs-

kosten im ländlichen Raum) kompensiert werden. 

Im Gegensatz zum vorgeschlagenen Instrumenten  -

verbund, findet in der derzeitigen politischen Ausein an -

der setzung, eine isolierte Diskussion von Ein zel  instru -

men  ten statt. Diese kann jedoch nicht ziel    führend sein,

da weder die sozialen Ge samt  ver tei lungs  wir kun gen,

noch die umweltpolitischen Len kungs wirkungen daran

abge lesen werden können. Ebenso machen politische

Kompromisse, wie etwa eine Halbierung der Entfer-

nungspauschale oder der Eigenheimzulage wenig Sinn,

da dadurch keine Vereinfachung des Systems erreicht

wird und nur eine „Halbierung“ von Ent las tun gen auf

der anderen Seite möglich ist. Bei der „Rasenmäherme-

thode“ wird von vorneherein einer politischen Gestal-

tung und Lenkung im Hinblick auf die langfristigen

Nachhaltigkeitserfordernisse eine Ab sage erteilt, zu Gun-

sten einer Aufrechterhaltung derzeitiger alloka tions -

politischer Verzerrungen, falscher um welt poli ti scher

Anreize und einer Zementierung von größten teils nicht

zu rechtfertigenden Einkommens- und Finanzmittel-

umverteilungen auf niedrigerem Niveau.

Die vorgeschlagenen Reformen sollten daher im Ver-

bund eingeführt werden, wobei die Reformschritte für

die verschiedenen gesellschaft lichen Gruppen hinrei-

chend verdeutlicht und angekündigt werden sollten, um

eine breite Akzeptanz zu garantieren und die entspre-

chenden Lenkungs wirkungen auszulösen.
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A us den vorangehenden Analysen werden zen-

trale Forderungen for mu liert, mit denen das

Ziel eines verringerten Flächen- und Umwelt-

verbrauchs für eine nachhaltige Raumentwicklung an -

gesteuert werden kann. Im Hinblick auf den Flächen-

verbrauch durch Siedlung und Verkehr lassen sich die

BUND Positionen wie folgt zusammenfassen: 

• Ein eindeutiges, quantitativ „richtiges” Ziel für die Ver-
ringerung des Flächen verbrauchs lässt sich weder wis-
senschaftlich noch politisch hinreichend begrün den –
sei es das Ziel 30 ha pro Tag, sei es „Nullwachstum”. Wich-
tig ist vielmehr, dass Bund, Länder und Gemeinden rasch
ein Instrumentarium entwickeln und an wenden, mit dem
erfolgreich Schritte zu einem verminderten Flächenver-
brauch und zu geringeren Umweltbelastungen im Sin-
ne einer Flächenkreislaufwirtschaft eingeleitet werden. 

Planungs- und ordnungsrechtliche Maßnahmen

• Vorrang von Innenentwicklung vor Außenentwicklung,
von Bestandssanierung vor Neubau: Die Siedlungsent-
wicklung muss in den Grenzen der Städte und Dörfer von
heute stattfinden, Bekräftigung der Nachweis- und
Begründungs pflicht mangelnder Alternativen im Sied-
lungsbestand bei Neuausweisung.

• Bodenfunktionen sind bei der Baulandausweisung kon-
sequent zu berück sichtigen, der Flächenverbrauch ist auf
die weniger schädlichen Standorte zu lenken, eine Aus-
weisung von Vorrangflächen für Bodenschutz ist anzu-
streben. 

• Erhöhung des Anteils dezentral konzentrierter „städti-
scher” Siedlungsformen mit hoher Nutzungs dichte,
funktionaler Vielfalt und erschwinglichen Kosten im Ver-
gleich zu flächenaufwändigen Siedlungsformen („Häus-
chen im Grünen”). 

• Förderung attraktiver Innenstädte mit geringerer Flä-
cheninanspruchnahme durch Kfz-Verkehr („Stadt der
kurzen Wege” mit flächenhafter Verkehrs be ruhigung,
Ausbau des Fuß- und Radverkehrs, Parkraumbewirt-
schaftung). 

• Erhaltung unzersiedelter Landschaftsräume, gerade
auch im Umland von Ballungs räumen, Ausweisung und
Erhaltung landschaftlicher Vorrangräume. 

• Verminderung des Versiegelungsgrades durch kon -
sequente Anwendung des Baurechts, insbesondere 
der Eingriffs-Ausgleichsregelung sowie durch ent   spre -
chende ökonomische Anreize (umfassende, umwelt -
bezogene Flächensteuer). 

• Flächensparende Ausgestaltung kommunaler Instru-
mente wie Stellplatz verordnungen, Erschließungsbei-
träge; das gleiche gilt für die regionale wie Länder ebene;
die Einführung von Baurechten auf Zeit, die Prüfung
einer Zustands wiederherstellungspflicht im Neubau.

• Berücksichtigung der natürlichen Bodenfunktionen in
der Regional- und Flächenutzungsplanung und konse-
quente Anwendung der Eingriffsregelung.

• Weiterentwicklung des regionalen Flächennutzungs-
managements mit einer verbesserten interkommu nalen
Zusammenarbeit, Erstellung von Modell rech nun gen zur
mittel- und langfristigen Infrastrukturfinanzierungs-
lücke (Pflege und Unterhalt) im Zuge rückl äufiger Sied-
lungsdichten. 

Ökonomische Instrumente
• Streichung der Grunderwerbsteuer, da diese die Umzugs-

mobilität hemmt und keinen Bezug zu den Umweltbe-
lastungen von Siedlungsflächen hat und außer dem peri-
phere, großflächige Standorte ggenüber innerstädti-
schen Baulücken und Brachflächen bevorteilt. 

6. BUND Positionen
Forderungen für ein Handlungs konzept



• Abschaffung der Eigenheimzulage und der Bausparför-
derung, um Vermögens anlagen mit hohem Flächenver-
brauch zu vermeiden und das Wohnen zur Miete bzw. im
Eigenheim an den tatsächlichen Markt ver hältnissen
auszu richten sowie um Fehlinvestitionen und nicht  zu
recht fertigende Verzerrungen bei Vermögensanlagen
(auch angesichts der abseh baren demografischen Ent -
wicklung) zu vermeiden. 

• Umwandlung der Grundsteuer in eine umweltbezogene
Flächensteuer, die am Grad der Umweltbelastungen
durch die verschiedenen Flächenbelastungen aus -
gerichtet ist. 

• Ersatzlose Streichung der Entfernungspauschale, um
Anreize für eine Ver minderung der Umweltbelastungen
durch Verkehr und für arbeitsplatznahes Wohnen zu
erreichen. 

• Begrenzung bzw. Abschaffung der Kfz-Steuer bei auf-
kommens- und verteilungs neutraler Erhöhung der Mine-
ralölsteuer, um die individuellen (ver haltens ab hängigen)
Kosten des Verkehrs zu erhöhen.

• Umgestaltung von städtebaulichen und strukturpoliti-
schen Förderinstrumenten zur Unterstützung von flä-
chenrelevanten Zielen wie Bestandsentwicklung, Er -
neuerung der Innenstädte, Wiedernutzung usw.

• Ergänzung des kommunalen und des Länderfinanzaus-
gleichs um ökologische Leistungen und Belastungen der
einzelnen Regionen im Rahmen einer um fassen den
Gemeindefinanzreform (Abgleich der Eigeninteressen
der Kommunen mit den gesamtgesellschaftlichen Nach-
haltigkeitserfordernissen).

• Aufkommensneutrale Gestaltung und Verminderung der
Steuerbelastungen für die Bürger in der Summe aller
ökonomischen Regelungen, Vereinfachung der steuer-
und ordnungspolitischen Regelungen und Konzentrati-
on auf wenige effektive „Kerninstrumente“ in einem auf-
einander abgestimmten Instrumentenmix.
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